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Vorwort

1 Dieses Papier fokussiert sich auf den Stromsektor und die Industrie. Andere Sektoren, wie Verkehr und Wärme, werden in nachfolgen-
den Papieren der Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE analysiert.
2 In diesem Papier wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit das generische Maskulinum häufig verwendet. Diese Form bezieht sich zu-
gleich auf weibliche oder andere Geschlechteridentitäten, soweit es für die Aussage erforderlich ist.

Der Pariser Klimavertrag von 2016 ist völkerrechtlich 

verbindlich. Deutschland muss bis ca. 2050 Treibhaus-

gasneutralität erreichen. Schon ein erster Blick auf die Kli-

mapolitik und die Energiewende in Deutschland lässt aber 

erkennen, dass trotz erheblicher Fortschritte der Weg in 

eine umweltfreundliche Energieversorgung mit großen 

Herausforderungen verbunden ist und von mehreren Brü-

chen sowie permanent von Ziel- und Interessenkonflikten 

geprägt wird.

Bislang hat sich die Politik auf die Treibhausgasminderung 

im Stromsektor fokussiert. Jetzt steht die Energiewende 

vor ihrer zweiten – und schwierigeren – Phase. Sie muss 

schneller und in allen Segmenten der Wirtschaft voran-

getrieben werden. Soziale Gerechtigkeit und Innovation 

müssen zu Kernprinzipien der Transformation werden. 

Dies erfordert eine Neuausrichtung der Energiewende, 

quasi eine Energiewende 2.0. 

Wird die Energiewendepolitik nicht intensiviert und teilwei-

se neu ausgerichtet, besteht die Gefahr, dass Deutschland 

aufgrund fehlender Rahmenbedingungen und falsch ge-

stellter Weichen in der Transformation stecken bleibt. Hier 

sind vor allem die richtigen industrie- und technologie-

politischen Weichenstellungen entscheidend. Die Energie-

wendepolitik muss aber auch die gesellschaftspolitischen 

Ziele soziale Gerechtigkeit und „Gute Arbeit“ stärker in den 

Fokus nehmen. Die anstehenden Transformationsprozes-

se werden nur dann die notwendige langfristige Akzeptanz 

in der Bevölkerung finden, wenn  Chancen und Kosten ge-

rechter als bisher verteilt werden. 

Die vorliegenden sieben Thesen wollen einen Beitrag 

leisten, die vielfältigen Interdependenzen zwischen der 

Energiewende, sozialer Gerechtigkeit und industrieller 

Modernisierung zu analysieren. Sie bewerten dabei die 

Herausforderungen, aber auch die Chancen der Trans-

formation aus industriegewerkschaftlicher Perspektive.1 

Ein Hauptargument im Papier lautet: Die Energiewende 

braucht eine weitaus stärkere Verzahnung der verschie-

denen Politikfelder Klima-, Energie-, Industrie-, Struktur-, 

Regional-, Arbeits- und Sozialpolitik. Mit diesen Thesen 

wollen wir einen neuen Impuls im weiteren Dialog und 

in der Arbeit für die Dekarbonisierung unserer Wirtschaft 

und Gesellschaft setzen.2

Wir freuen uns auf die Debatte!

Dr. Kajsa Borgnäs

Geschäftsführerin Stiftung Arbeit und Umwelt  

der IG BCE
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Thesen

These 1: Die Energiewende muss zu einem ökologischen, sozialen und wirtschaftlichen Modernisierungsprojekt  

werden. Neben Klimaschutzmaßnahmen sind gerechte Kostenverteilung, langfristige Strukturpolitik und neue, gute 

Beschäftigungschancen zentral. 

These 2: Energiepolitik ist Industriepolitik, insbesondere für die energieintensive Industrie. Die Industrie kann die  

Energiewende durch Innovationen zum Erfolg führen. Sie braucht dafür gute und verlässliche Rahmenbedingungen.  

These 3: Der weitere Ausbau erneuerbarer Energien ist notwendig, aber nicht allein ausreichend für den Erfolg der 

Energiewende. Für ein robustes Stromsystem bleiben Netzausbau, Netzstabilität und Versorgungssicherheit zentral. 

These 4: Der Strukturwandel in der Stromwirtschaft ist in vollem Gange. Ein politischer Konsens über den künftigen 

Technologiemix stärkt Akzeptanz und Planungssicherheit aller Akteure. 

These 5: Die energetische Transformation hat eine regionale sowie europäische Dimension: Aus Strukturförderung 

muss Industriepolitik werden.

These 6: Ein neues Steuerungsregime für die Energiewende, einschließlich eines verbindlichen, unabhängigen Monitoring-

systems, ist überfällig.

These 7: Das Generationenprojekt Energiewende braucht eine stabile politische Flankierung: Beschäftigte und  

Gewerkschaften sind zentrale Akteure für den Erfolg.
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11. Die Energiewende muss zu einem ökologischen,  

sozialen und wirtschaftlichen Modernisierungsprojekt  

werden. Neben Klimaschutzmaßnahmen sind gerechte 

Kostenverteilung, langfristige Strukturpolitik und neue, 

gute Beschäftigungschancen zentral.

3 Das BMWi hält eine Quantifizierung der Kosten der Energiewende für nicht möglich. Der Bundesrechnungshof schätzt aber, dass die 
der Energiewende zurechenbaren Ausgaben und Kosten im Jahr 2017 34 Mrd. Euro betrugen: Bundesrechnungshof 2018. In der BDI-initi-
ierten Studie „Klimapfade für Deutschland“ (2018) wurden die volkswirtschaftlichen Mehrkosten der Energiewende bis 2050 – bei optima-
ler Umsetzung – auf durchschnittlich zwischen 9 und 30 Mrd. Euro jährlich geschätzt.
4 Umweltbundesamt 2018
5 6,79 ct/kWh für das Jahr 2018.
6 BDEW 2018a
7 Frondel & Sommer 2018. Vgl. auch Frondel & Sommer 2014; ZEW 2015

1.1  Die Energiewende muss erweitert und intensiviert 

werden. 

Das Pariser Klimaabkommen zur Begrenzung der Erd-

erwärmung auf deutlich unter zwei Grad Celsius ist völ-

kerrechtlich verbindlich. Es trat am 4. November 2016 in 

Kraft und wurde mittlerweile von 169 Staaten ratifiziert, 

darunter der Europäischen Union (EU). In der EU wird 

Klimapolitik hauptsächlich durch das Emissionshan-

delssystem (ETS) und das Effort Sharing System (für die 

nicht-ETS-Sektoren) organisiert.

Im Zuge des Pariser Abkommens müssen die Staaten alle 

fünf Jahre ihre Klimaschutzpläne nachbessern und 2020 

neue Ziele für den Zeitraum bis 2030 vorlegen. Als eines 

der reichsten und wirtschaftlich erfolgreichsten Länder 

der Welt hat Deutschland die Möglichkeit und die Auf-

gabe, die Energiewende in den nächsten 30 Jahren zum 

gesellschaftlichen Erfolgsmodell zu machen – ökolo-

gisch, wirtschaftlich und sozial. 

Bislang hat die deutsche Energiepolitik den Ausstieg aus 

der Kernenergie priorisiert und sich auf den Ausbau er-

neuerbarer Energien (EE) und damit die CO2-Reduktion 

im Stromsektor fokussiert. Jetzt steht die Energiewende 

vor der nächsten, weitaus schwierigeren Phase. Bisher 

wurden viele ihrer Ziele nicht erreicht – somit muss die 

Transformation des Energieversorgungssystems nun 

sowohl sektoral ausgeweitet als auch intensiviert wer-

den. Gleichzeitig müssen die vielen Zielkonflikte, die mit 

ihr verbunden sind, entschärft werden: Sie muss zum 

sozialen und wirtschaftlichen Modernisierungsprojekt 

werden. 

1.2  Die Kosten der Energiewende müssen gerecht  

verteilt werden. 

Die energetische Transformation ist mit einem großen ge-

sellschaftlichen Aufwand und hohen Kosten verbunden.3 

Von 2005 bis 2017 wurden insgesamt fast 240 Mrd. Euro 

investiert4, um die installierte EE-Leistung von 28 GW auf 

über 110 GW zu erhöhen. Diese Kosten tragen durch die 

EEG-Umlage hauptsächlich die Stromverbraucher – 2017 

waren es 24 Mrd. Euro oder 6,88 Cent pro Kilowattstun-

de Strom.5 Die Umlage übersteigt heute 20 Prozent des 

Strompreises für private Haushalte.6 Insgesamt haben sich 

die Strompreise seit 2000 mehr als verdoppelt. Deutsche 

Haushalte zahlen trotz relativ niedriger Stromgestehungs-

kosten einen der höchsten Strompreise innerhalb der EU. 

Das EEG und die EE-Einspeisevergütung haben zum mas-

siven EE-Ausbau beigetragen. Angesichts der zunehmend 

sichtbar und spürbar werdenden Schäden des Klimawan-

dels unterstützt eine Mehrheit der Bevölkerung in Deutsch-

land weiterhin die Bemühungen, die Treibhausgase zu 

verringern. Doch für die nächste Phase der Energiewende 

ist das Förder- und Finanzierungsmodell unzureichend. Die 

Förderung ist technologisch eng fokussiert, fördert Installa-

tion statt Innovation, und die Kosten der EEG-Umlage sind 

regressiv verteilt. Letzteres zeigt eine aktuelle Auswertung 

der Energiekostenbelastung deutscher Haushalte, die For-

scher des RWI Leibniz-Instituts für Wirtschaftsforschung 

auf Anregung der Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE 

im Dezember 2018 veröffentlicht haben.7

Demnach wenden einkommensschwächere Haushalte 

einen deutlich höheren Einkommensanteil zur Deckung 
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der Stromkosten auf als wohlhabende – durchschnitt-

lich ca. fünf statt 1,5 Prozent des Haushaltseinkommens. 

Die Stromkosten sind im letzten Jahrzehnt bei den ein-

kommensschwachen Haushalten in Relation zum Ein-

8 Die Strompreissteigerung sowie geringe Einkommensentwicklung ärmerer Haushalte haben dazu beigetragen. 
9 Es ist zu beachten, dass die Stromkosten seit Jahren höher als die Komponente sind, die der Hartz-IV-Regelsatz zur Deckung der Kosten 
für Wohnen und Energie veranschlagt. 2015 wurden in 331.272 Fällen so genannte Stromsperren verhängt: Deutscher Bundestag 2017
10 Die Summe der direkten Investitionen für die Errichtung von EE-Anlagen liegt bei rund 16 Mrd. EUR: Umweltbundsamt 2018

kommen deutlich gestiegen8; bei Medianhaushalten und 

Vielverdienern blieben sie relativ konstant. Abbildung 1 

zeigt die Stromkostenentwicklung relativ zum Einkom-

men.9

Abbildung 1: Stromkostenanteil am Einkommen verschiedener Haushaltstypen 

Einkommensschwächere Haushalte bezahlen also 

überproportional die Transformation des Energiever-

sorgungssystems. Zukünftig werden weitere Energiewen-

de-Kosten, bspw. für Netzausbau, Kraftwerksreserven, 

Redispatchmaßnahmen und Wärmewende hinzukommen, 

die mit dem heutigen System durch Umlagen, Netzentgel-

te und KWK-Abgaben gedeckt – und damit auch regressiv 

verteilt – werden. Alle Umlagen sind mehrwertsteuerpflich-

tig, der Strompreis für Endkunden steigt weiter. 

Um langfristige soziale Akzeptanz für das Generationenpro-

jekt Energiewende zu sichern, müssen die Kosten, die mit 

der Neuausrichtung des Stromsystems verbunden sind, so 

verteilt werden, dass soziale Konflikte minimiert werden. 

Die Energiewende darf nicht zu Energiearmut führen. Die 

einkommenspolitischen Effekte der Energiepolitik müssen 

stärker berücksichtigt werden (These 6). Nur mit einer inte-

grierten sozialpolitischen Perspektive kann die Energiewen-

de zum gesamtgesellschaftlichen Modernisierungsprojekt 

werden.

1.3 Regionale Gerechtigkeit in der Transformation.

Laut Grundgesetz ist der Bund verantwortlich für die „Her-

stellung gleichwertiger Lebensverhältnisse“ in Deutschland. 

Neben den Verteilungseffekten zwischen „Arm“ und „Reich“ 

ergeben sich durch die EEG-Umlage Finanzströme von Strom-

verbrauchzentren und konventionellen Erzeugungsstandor-

ten hin zu neuen „Erneuerbaren-Schwerpunktregionen“.10 

In einer Studie von 2015 haben Growitsch et al. die Finanz-

ströme der EEG-Umlage auf Landkreisebene analysiert. 

Demnach befinden sich Nettoempfänger der EEG-Vergü-

tung vor allem in den südlichen Teilen des Landes sowie 

nah an der Küste in Nord-Deutschland. Nettozahlerregio-

nen sind insbesondere in den westlichen und südwestli-

chen Teilen des Landes zu finden. Ein Blick auf die direkten 

interregionalen Finanzströme der EEG-Umlage auf Län-

derebene zeigt ein ähnliches Bild. Ein Vergleich mit der 

regionalen Energieerzeugungsstruktur insgesamt zeigt 

zudem den Tendenz, dass Haushalte in Bundesländern mit 

hohem Anteil an Braun- und Steinkohle im Strommix über-
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proportional für den EE-Strom zahlen, der in anderen Bun-

desländern erwirtschaftet wird (Tabelle 1, Kolumne 1 bis 5: 

11 Es gibt auch regionale Unterschiede bei den Netzkosten: Die Entgelte im Übertragungsnetz von TenneT und 50Hertz sind fast doppelt 
so hoch wie bei Amprion und Transnet BW. Abnehmer in nord- und ostdeutschen Bundesländern sowie in ländlichen Räumen sind durch 
die Netzentgeltstruktur benachteiligt: BNetzA 2017a
12 Vgl. Gawel & Korte 2015. Rund 70 Prozent des Steueraufkommens der neuen Anlagen verbleiben in der Standortgemeinde des Kraft-
werksparks.
13 Vgl. z. B. IÖW & Greenpeace Energy 2017
14 GWS – Gesellschaft für Wirtschaftliche Strukturforschung 2018
15 BMU 2006

Ausnahmen sind Brandenburg und Rheinland-Pfalz).11

Tabelle 1: Direkte regionale Zahlungsströme der EEG-Vergütung und EE-Bruttobeschäftigung

Bundesland

Nettostrom-
erzeugung 
aus Kohle 
(2016, %)

Anteil an 
EEG-auszah-
lung (2015, %)

Bevölkerungs-
anteil (2016, %)

Nettozahler/- 
Empfänger 
(pro Kopf)

Bruttobeschäftigung 
durch EE (2016, je 
1000 Beschäftigte)

Thüringen 0 2,6 2,6 - 10,3

Rheinland-Pfalz 0,3 4,2 4,9 Nettozahler 5,8

Bayern 4,6 22,2 15,7 Nettoempfänger 7,7

Schleswig-Holstein 11,4 6,4 3,5 Nettoempfänger 15,5

Niedersachsen 13,2 14,5 9,6 Nettoempfänger 15,5

Mecklenburg-Vorpommern 22,5 4,2 2 Nettoempfänger 22,2

Hessen 22,8 3,7 7,5 Nettozahler 5,8

Sachsen-Anhalt 25,3 5,3 2,7 Nettoempfänger 27,1

Baden-Württemberg 29 10,7 13,3 Nettozahler 5,9

Berlin 54,9 0,2 4,3 Nettozahler 2,7

Bremen 57,3 0,2 0,8 Nettozahler 14,4

Saarland 60,3 0,7 1,2 Nettozahler 4,8

Brandenburg 60,5 7 3 Nettoempfänger 19,3

Nordrhein-Westfalen 67,1 10 21,7 Nettozahler 5,4

Sachsen 74,5 3,4 4,9 Nettozahler 8,3

Hamburg 80,7 0,2 2,2 Nettozahler 9,3

Quelle: Eigene Berechnungen nach BDEW 2017a, BNetzA 2016, Umweltbundesamt 2016a, Destatis, GWS 2018

Daneben löst der EE-Ausbau erhebliche Wertschöp-

fungseffekte aus und wirkt also wie eine indirekte, 

regionale Wirtschaftsförderung.12 Diese regionalen Wert-

schöpfungs- sowie damit zusammenhängende Beschäf-

tigungseffekte sind stark von der regionalen Ansässigkeit 

der Akteure entlang der EE-Wertschöpfungsketten ab-

hängig.13 Berechnungen der GWS14 zeigen aber (Tabelle 1, 

letzte Kolumne), dass die EE-Beschäftigung generell eine 

relativ größere Rolle in Nettoempfängerregionen spielt 

(Ausnahmen hier sind v. a. Bayern und Bremen).

Obwohl die positiven Wertschöpfungseffekte des EE-Aus-

baus also vielen Regionen und Bundesländern zu Gute 

kommen, sind – verteilungspolitisch gesehen – einkom-

mensschwächere Haushalte in Nettozahlerregionen häu-

fig „doppelt belastet“: Erstens wenden sie einen größeren 

Teil ihres Einkommens für Strom auf als Besserverdiener 

bundesweit. Zweitens unterstützen sie über die regiona-

len Zahlungsströme und die damit zusammenhängenden 

Wertschöpfungseffekte die Wirtschaft in anderen (EE-)

Regionen. Eine Energiewende, die zu „gleichwertigen Le-

bensverhältnissen“ beiträgt, sieht anders aus!

1.4  Die Beschäftigungseffekte der Energiewende sind 

potentiell hoch. 

Die Umsetzung der Energiewende und des EEG war an-

fangs energie- sowie arbeitspolitisch motiviert. Beispiels-

weise prognostizierte das Bundesumweltministerium im 

Jahr 2006 150.000 zusätzliche Arbeitsplätze und eine 

Steigerung der Gesamtbeschäftigung in der EE-Branche 

auf insgesamt 400.000 Arbeitsplätze im Jahr 2030.15

Auswertungen der Beschäftigungseffekte in der Strom-

wirtschaft zeigen, dass die Zahl der Beschäftigten in 
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der EE-Branche von 2000 bis 2011 tatsächlich auf  

insgesamt rund 400.000 anstieg, jedoch seitdem rückläufig 

ist16, vor allem wegen der negativen Entwicklungen in der 

Photovoltaikindustrie. Im Jahr 2016 lag die Zahl der EE-Be-

schäftigten bei knapp 340.000.17 Laut Bundesverband für 

Windenergie (BWE) hängen über 140.000 Arbeitsplätze von 

der Windbranche ab. Hier sinkt seit einigen Jahren die Auf-

tragslage und damit auch die Zahl der Beschäftigten.18

Bei einer beschäftigungspolitischen Betrachtung des 

EE-Ausbaus stellt sich auch die qualitative Frage: Welche 

Arten von Arbeitsplätzen wurden bisher durch die Ener-

giewende geschaffen oder gingen verloren? Eine solche 

Analyse ist methodologisch sehr anspruchsvoll, da die 

EE-Branche in den öffentlichen Statistiken nicht als Bran-

che erfasst wird. Die Stiftung Arbeit und Umwelt der IG 

BCE hat auf Basis von Daten der Input-Output-Rechnung 

des Statistischen Bundesamtes vereinfacht untersucht, 

welche direkten und indirekten Produktionsbereiche in 

der Energiewirtschaft und infolge des EE-Ausbaus sich 

besonders dynamisch entwickelt haben.

16 DLR, GIW & GWS 2016; GWS 2018
17 GWS 2018: Insgesamt sind über 650.000 Personen direkt und indirekt durch Aktivitäten in der Energiewirtschaft beschäftigt. Vgl. auch 
GWS, Prognos AG & EWI 2014
18 Handelsblatt 02.08.2018
19 Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE 2019. Induzierte Effekte sind nicht berücksichtigt.

Die Ergebnisse zeigen: In der konventionellen Energie-

wirtschaft geht die Beschäftigung seit Jahren zurück. Die 

davon direkt und indirekt betroffenen Branchen sind stark 

von technischen Produktionsbereichen wie Reparatur, In-

standhaltung und Installation von Maschinen sowie Bau-

installation und Metallerzeugung geprägt.19

Die positive Beschäftigungsentwicklung in der EE-Branche 

rund um das Jahr 2011 war in den Vorleistungsbereichen der 

Strom- und Wärmewirtschaft besonders dynamisch. Eine 

Aufschlüsselung dieser Branchen zeigt, dass der Beschäfti-

gungszuwachs nur relativ geringfügig in technikbezogenen 

Produktionsbereichen stattgefunden hat (ca. 10.000 zu-

sätzliche Arbeitsplätze zwischen 2008 und 2013). Dagegen 

entstanden im selben Zeitraum rund 45.000 zusätzliche 

Arbeitsplätze im Bereich der öffentlichen Verwaltung (bspw. 

Wirtschaftsförderung und -aufsicht, Genehmigungsverfah-

ren), bei Wachdienstleistungen, Großhandelsleistungen und 

in Architekturbüros. Demnach scheint der EE-Ausbau vor 

allem für einen erheblich höheren Verwaltungsaufwand ge-

sorgt zu haben (Abbildung 2).

Abbildung 2: Arbeitsplatzentwicklung durch den EE-Ausbau, in Vorleistungsbereichen der Elektrizitäts-, Wärme- 

und Kälteversorgung (in 1000) 

Quelle: Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE 2019; Statistisches Bundesamt 2017a 
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Die hier skizzierte Beschäftigungsentwicklung hat mögli-

cherweise auch eine regionalpolitische Dimension. Dienst-

leistungsaufgaben rund um den Ausbau erneuerbarer 

Energien, z. B. Planungs- und Genehmigungsverfahren20, 

fallen meist in regionaler Nähe zu den neuen Anlagen an. 

Ein Großteil dieses Beschäftigungszuwachses dürfte damit 

in den „EE-Erzeugungsregionen“ stattgefunden haben. 

Obwohl diese Methode zur Berechnung der EE-Beschäf-

tigungsentwicklung die direkte sowie indirekte Beschäfti-

gung durch Investitionen möglicherweise unterschätzt21, 

scheint die Transformation im Stromsektor bisher weniger 

als erwartet zu einem dauerhaften Arbeitsplatzzuwachs 

beigetragen zu haben, und noch weniger zu neuen pro-

duktionsbezogenen Arbeitsplätzen. Vielmehr scheint sie 

von einem Beschäftigungszuwachs im Dienstleistungs-

bereich und der öffentlichen Verwaltung geprägt zu sein. 

Darüber hinaus zeigt das Schicksal der Photovoltaikbran-

che die Dynamik und Volatilität sich etablierender Indus-

triezweige, die durch große Produktivitätsentwicklungen, 

Skaleneffekte und Kostenreduktion geprägt sind.22 Be-

schäftigungspolitisch gesehen ist also die Bilanz der 

Energiewende bisher durchmischt. (Netto-Effekte in der 

Gesamtwirtschaft sind nicht berücksichtigt).

1.5  Gerechte Kosten- und Chancenverteilung der 

Energiewendepolitik.

Aus der hier skizzierten Entwicklung und Kostenverteilung 

der Energiewendepolitik ergibt sich folgendes Gesamt-

bild: Die Energiewende entfaltet starke wirtschaftliche 

und verteilungspolitische Effekte. Die Lasten der Energie-

wende verstärken sich teilweise gegenseitig bzw. können 

zu einer Doppel- oder Dreifachbelastung mancher Haus-

halte führen. Ärmere Haushalte tragen überproportional 

die Kosten für den EE-Ausbau, die EE-Vergütung fließt in 

Regionen mit günstigen meteorologischen oder indus-

triellen Verhältnissen und schafft dort neue Wertschöp-

fung und Arbeitsplätze. (Ärmere) Haushalte in Regionen 

mit einer wenig ausgeprägten EE-Wirtschaft, und in denen 

die Haushalte Nettozahler im interregionalen EEG-Vergü-

tungssystem sind, profitieren weniger bis gar nicht von der 

Energiewendepolitik. 

Im Verlauf der Energiewende wird es zu weiteren sozialen, 

wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Veränderungen 

kommen (müssen). Einzig mit einer integrierten Gerechtig-

keitsstrategie bezüglich der Kosten- und Chancenverteilung 

kann dieses enorme Modernisierungsprojekt dauerhaft poli-

tisch erfolgreich und gesellschaftlich tragbar sein.

20 Bspw. Erstellung von Regionalplänen, Standortanalysen, Finanzplanung, Gutachten zu Schallentwicklung und Schattenwurf, Baupla-
nung etc.: BWE „Planung“
21 Für eine methodologische Diskussion und weitere Analyse von Beschäftigung durch EE-Investitionen, siehe GWS 2018
22 Hier spielen industriepolitische Rahmensetzungen eine zentrale Rolle. Die aktive und interventionistische Rolle des chinesischen Staa-
tes im Bereich Photovoltaik wurde von vielen Akteuren zu spät erkannt.
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22. Energiepolitik ist Industriepolitik, insbesondere für die 

energieintensive Industrie. Die Industrie kann die Energie-

wende durch Innovationen zum Erfolg führen. Sie braucht 

dafür gute und verlässliche Rahmenbedingungen.

23 Umweltbundesamt 2018
24 BDI 2018
25 Zu den energieintensiven Industrien gehören laut Statistischem Bundesamt Metallerzeugung und -bearbeitung, Papierherstellung, 
Herstellung von chemischen Erzeugnissen, Glas, Keramik und Verarbeitung von Steinen und Erden. Die Chemie hat den mit Abstand größ-
ten industriellen Strom- und Prozesswärmebedarf aller Industriezweige – rund 51 TWh.
26 Vgl. Öko-Institut et al. 2018
27 Klimapfade gemäß BDI-Studie 2018: Referenz, National -80%, Global -80%, Global -95%.
28 Das Szenario basiert u. a. auf Annahmen zum allgemeinen Produktivitätsfortschritt und Maßnahmen, die zu 61 Prozent Emissionsmin-
derung bis 2050 führen.

2.1  Energie und Industrie sind ein System: Verände-

rungen in der Energiewirtschaft wirken sich direkt 

auf Industrie und Industriebeschäftigung aus.

Es wird erwartet, dass bis 2030 das Weltmarktvolumen der 

wichtigsten Klimatechnologien auf bis zu zwei Billionen Euro 

pro Jahr steigen wird. Da viele ihrer Produkte für THG-Ein-

sparungen in anderen Sektoren und Ländern unverzichtbar 

sind, kann diese Entwicklung die deutsche Industrie als Pro-

duzent und Exporteur nachhaltiger Technologien stärken. 

Zugleich emittiert die deutsche Industrie rund 20 Pro-

zent der nationalen Gesamtemissionen und ist der größte 

Stromverbraucher mit rund 44 Prozent des Strombedar-

fes.23 Der Bundesverband der deutschen Industrie (BDI) 

geht in seiner Studie „Klimapfade für Deutschland“ da-

von aus, dass industrielle Emissionen bis 2050 gegenüber 

1990 um zwei Drittel reduziert werden müssen und Pro-

zessemissionen um 50 Prozent, um die Ziele des 80-Pro-

zent-Reduktionspfads des deutschen Klimaschutzplanes 

zu erreichen.24 Neben der konventionellen Energiewirt-

schaft (These 3 und 4) sind insbesondere die energieinten-

siven (Grundstoff-)Industrien, bspw. Chemie-, Stahl- und 

Zementindustrien, von der Klimapolitik stark betroffen.25

Die umwelt- und klimapolitischen Anforderungen an die 

Industrie werden große wirtschaftliche und beschäfti-

gungspolitische Effekte haben. Von den rund 5,5 Millionen 

Beschäftigten der deutschen Industrie sind über 800.000 

oder 14 Prozent in den als energieintensiv zu bezeichnen-

den Branchen tätig. 

Gesamtwirtschaftlich wird erwartet, dass Wertschöpfungs- 

und Arbeitsplatzverluste in einigen Branchen durch positive 

Impulse in anderen Wirtschaftszweigen ausgeglichen wer-

den.26 Bei Fokussierung auf die energieintensiven Branchen 

wird jedoch sichtbar, wie unterschiedlich sich die Klima-

politik auf unterschiedliche Branchen auswirken könnte. 

Die Prognos AG hat in einem Gutachten für die Stiftung 

Arbeit und Umwelt der IG BCE die möglichen Effekte ver-

schiedener Klimapfade27 auf die Arbeitsplatzentwicklung 

ausgewählter energieintensiver Industriebranchen sowie 

das gesamte verarbeitende Gewerbe modelliert (Tabelle 2). 

Wie in Tabelle 2 dargestellt, wird bereits in dem vom BDI 

definierten Referenzszenario28 die Zahl der Erwerbstäti-

gen im verarbeitenden Gewerbe im Jahr 2050 deutlich 

geringer als heute sein (-1,25 Mio. Beschäftigte im Ver-

gleich zu 2020). In den ausgewählten energieintensiven 

Branchen bedeutet das 275.000 weniger Beschäftigte 

oder eine Minderung von ca. 20 Prozent.

Zusätzliche Klimaschutzmaßnahmen, die zu 80 bis 95 

Prozent Emissionsreduktion führen, haben im Vergleich 

relativ geringe zusätzliche Beschäftigungseffekte. In eini-

gen Branchen, etwa in der Papierbranche oder der Mine-

ralölverarbeitung wird der Beschäftigungsrückgang durch 

eine ambitioniertere Klimapolitik verstärkt. Andere Bran-

chen, wie die Chemiebranche, die Verarbeitung von Stei-

nen und Erden (einschließlich die Zementindustrie) oder 

die Elektrizitätsversorgung, würden eher eine weniger ne-

gative Beschäftigungsentwicklung bei einer ambitionier-

teren Klimapolitik durchlaufen. 

Diese Berechnungen sind stark von wirtschaftlichen 

und technologischen Annahmen abhängig und sollen 

nicht als Prognosen verstanden werden, sondern als 
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grobe Schätzungen. Dennoch zeigen sie, dass die Kli-

mapolitik ungleiche Auswirkungen in unterschiedlichen 

Branchen entfaltet. Während für die Chemiebranche 

weniger als zehn Prozent der Arbeitsplätze verloren ge-

hen würden, verschwinden in dieser Berechnung eine 

Mehrheit der Arbeitsplätze im Kohlebergbau und in der 

Mineralölverarbeitung sowie insgesamt bis zu einem 

Drittel der Arbeitsplätze in der Verarbeitung von Stei-

29 Für Modellberechnungen der Strompreisentwicklung, siehe u. a. Öko-Institut et al. 2018
30 In diesem Fall definiert als Abschaffung der Besonderen Ausgleichsregelung, BesAR: Ecofys, Fraunhofer ISI & GWS 2015a. Allerdings 
sind die betroffenen Branchen intern sehr heterogen: Bspw. beträgt der Energiekostenanteil der Bruttoproduktionskosten in der Chemie-
branche zwischen 6 („Herstellung von chemischen Grundstoffen“) und 28 Prozent („Herstellung von Industriegasen“). In der Papierindust-
rie liegen die Energiekosten zwischen 1 und 12 Prozent; in der Eisen- und Stahlindustrie zwischen 1 und 9 Prozent.
31 Ecofys, Fraunhofer ISI & GWS 2015b
32 Ecofys, Fraunhofer ISI & GWS 2015a

nen und Erden und der Elektrizitätsversorgung. Damit 

stehen viele (energieintensive) Industriebranchen in 

den kommenden Jahrzehnten vor enormen wirtschaft-

lichen und beschäftigungspolitischen Herausforderun-

gen. Um diesen potenziellen Beschäftigungsverlusten 

entgegenzuwirken, müssen neue Wertschöpfungs-

strukturen sowie Angebote zur Aus- und Weiterbildung 

parallel aufgebaut werden. 

Tabelle 2: Beschäftigungseffekte BDI-Klimapfade 2014 bis 2050

Arbeitplatz ent-
wicklung Referenz-
szenario bis 2050 
(Anzahl und %)

Zusätzliche Arbeitsplatzeffekte verschiedener BDI-Klimasze-
narien bis 2050, bis zu…

Pfad: National -80% Pfad: Global -80% Pfad: Global -95%

Verarb. Gewerbe gesamt -1.250.000 (-16,4 %) -6.100 13.100 -15.200

Kohlebergbau -22.300 (-90,3 %) -1.700 -1.400 -1.700

Papier -27.000 (-18,4 %) -600 -1.200 -2.500

Kokerei/Mineralölverarbeitung -11.400 (-67,1 %) -1.100 -700 -1.600

Chemische Erzeugnisse -25.000 (-7,1 %) 1.400 1.100 -3.200

Gummi- und Kunststoffwaren -63.000 (-14,6 %) -3.400 -1.800 -6.800

Verarb. Steine u. Erden -52.000 (-29,4 %) 300 6.500 5.200

Elektrizitätsversorgung -74.000 (-36,3 %) 2.900 4.800 15.700

Summe ausgew. Branchen 
(ohne Verarb. Gewerbe gesamt)

-274.700 (-20,3 %) -2.200 7.300 5.100

Quelle: Eigene Darstellung nach Prognos AG, im Auftrag der Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE (bevorstehend)

Klimapolitik und internationaler Wettbewerb 

Die obigen Modellrechnungen setzen eine „optimale Um-

setzung“ der Klimapolitik sowie einen „effektiven Car-

bon Leakage-Schutz“ voraus. Die deutsche Wirtschaft ist 

außerordentlich exportabhängig. Fast jeder dritte Arbeits-

platz hängt direkt oder indirekt vom Export ab, in der In-

dustrie ist es sogar jeder zweite. 

Was national steigende Produktionskosten, entweder 

durch klimapolitisch bedingte Steuern und Umlagen 

oder steigende Strom- und Energiepreise29, für die Wett-

bewerbsfähigkeit energieintensiver Branchen bedeuten 

können, zeigen Berechnungen von Ecofys, dem Fraun-

hofer ISI und der GWS. Ohne effektiven Carbon Lea-

kage-Schutz30 wäre die Produktion vieler Güter dieser 

Branchen bereits heute nicht mehr wettbewerbsfähig. 

Beispielsweise könnte ein Wegfall der Besondere Aus-

gleichsregelungen (BeSAR) kurzfristig die Produktpreise 

in der Papierindustrie und der Nichteisen-Metallbran-

che um rund fünf Prozent steigen lassen. Dies könnte 

den Export um mehr als 16 Prozent mindern.31 Mit der 

Abschaffung aller Privilegien bei Stromsteuer und Um-

lagen wären kurzfristig über 100.000 Arbeitsplätze in den 

strom- und wettbewerbsintensiven Branchen gefähr-

det.32 Dazu kämen noch Verschiebungen innerhalb der 

Branchen, Arbeitsplatzwechsel und negative Reallohn-

entwicklungen. Da einzelne Produktionsschritte von-

einander abhängig und viele Unternehmen verflochten 

sind, besteht das Risiko, dass mit der Verteuerung und 

Verlagerung stromintensiver Produktionsschritte auch 

weniger stromintensive Prozesse entlang der Wert-

schöpfungskette verteuert und verlagert werden. Die 

Folge wären deutlich höhere Einbußen in der Wert-

schöpfung und Beschäftigung. Andere Standortvorteile 

können diese Kostensteigerungen nur bis zu einer ge-

wissen Schwelle kompensieren. 
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Die meisten Akteure der Energiewende-Debatte bekennen 

sich zum Erhalt der Industrie am „Standort Deutschland“. 

Wie ein effektiver Carbon Leakage-Schutz mit steigenden 

Strom-, Energie- und CO2-Preisen konkret aussehen könn-

te, bleibt aber meistens unklar. Parallel zur Diskussion über 

Maßnahmen der Dekarbonisierung im Stromsektor und in 

der Industrie braucht es eine verstärkte Debatte über die 

Gestaltung eines langfristigen Carbon Leakage-Schutzes, 

welcher in der Lage ist, an internationale Entwicklungen 

anzuknüpfen. Stichworte hier sind weitere Ausnahmetat-

bestände (über denen aber ständig das Damoklesschwert 

der EU-Beihilferichtlinien schwebt33), CO2-Preiskompen-

sation oder EU-weit festgelegte Industriestrompreise.

33 Die Ausnahmeregelungen im Rahmen der EEG sowie CO
2
-Zertifikatspreiskompensation müssen für die Zeit nach 2020 noch verhan-

delt werden.
34 Statista 2018
35 DENA „Demand Side Management“
36 Trianel & Universität Stuttgart 2015

2.2  Die Industrie muss sich verstärkt um ihre Moderni-

sierung kümmern.

Seit 1990 konnte die deutsche Industrie rund 30 Prozent 

ihrer CO2-Emissionen einsparen. Seit 2002 stagniert aber 

die Reduktion (vor allem, weil die Produktion deutlich er-

höht wurde). 

THG-Minderungspotenziale der Industrie lassen sich prin-

zipiell in drei „technologische Typen“ einteilen, mit mehr 

oder weniger disruptiven Auswirkungen auf Produktions-

systeme und Wertschöpfungsketten (Abbildung 3). 

Abbildung 3: THG-Minderungsoptionen der Industrie

I. Effizienzmaßnahmen, Recycling und der verstärkte 

Einsatz „bester verfügbarer Technologien“ bei Rohstoff-

einsatz sowie Prozessoptimierung, sind produktionstech-

nisch und wirtschaftlich am wenigsten disruptiv bzw. sind 

im Vergleich mit anderen technologischen Optionen häu-

fig relativ günstig und schnell umzusetzen.

Besonders in den Branchen, die kontinuierlich unter ener-

giebedingtem Kostendruck stehen, sind allerdings vie-

le dieser Potenziale schon ausgeschöpft. In der Stahl-, 

Papier- und Glasindustrie ist der Anteil von recyceltem 

Material bereits relativ hoch: Der Anteil von recycelten 

Schrotten in der Stahlherstellung in Deutschland liegt bei 

rund 45 Prozent; recyceltes Papier sowie Glas machen 

über 70 Prozent des Inputs aus.34 Die Chemiebranche 

setzt laut Branchenvertretern die meisten Effizienzpoten-

ziale wegen des Kostendrucks schon mehr oder weniger 

flächendeckend um. 

Gleichwohl klafft bis heute eine große Lücke zwischen 

Potenzial und dem realen Einsatz vorhandener CO2-ein-

sparender Technologien. Hier gibt es noch einige „low 

hanging fruits“ zu ernten. Beispielsweise könnten häufig 

Pumpen, Druckluftanlagen, Öfen und Mahlanlagen mo-

dernisiert werden und durch reduzierten Stromverbrauch 

effizienter arbeiten. Durch die Digitalisierung können in 

fast allen Produktionsbereichen Prozesse optimiert wer-

den. Es ist die Aufgabe von Industrie und Politik, diese Lü-

cke schnellstmöglich zu identifizieren und zu schließen. 

II. Als großer Stromverbraucher kann die Industrie 

durch Lastmanagementmaßnahmen einen deutlich hö-

heren Beitrag als heute zur Sektorenkopplung und Strom-

wende leisten (These 6). Das Stromsparpotential liegt hier 

nach Schätzungen zwischen 5 und 15 GW.35 Doch diese 

Potenziale blieben bislang meistens ungenutzt: 70 Pro-

zent der deutschen Industriestandorte nutzen das Poten-

zial der Laststeuerung bisher nicht.36

Allerdings ist der mögliche Einsatz des Lastmanagements 

in der Industrie auch begrenzt. In den meisten Produk-

tionsbereichen sind Unterbrechungen über mehrere 

Quelle: Eigene Darstellung 

E�zienz, Recycling und Einsatz „bester 

verfügbarer Technologien“ (inkremen-

telle Veränderungen) 

Sektorenkopplung und 

Lastmanagement

„Zukunftstechnologien“

(nicht-inkrementelle Veränderungen)

weniger disruptiv mehr disruptiv
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Stunden oder Tage nicht möglich. In Prozessen mit trenn-

baren Verfahrensstufen ist eine flexiblere Stromabnahme 

leichter einzusetzen als in der Verbundproduktion oder im 

vollkontinuierlichen Verfahren. Doch bei kurzen Zeiträu-

men (<15 Minuten) ist auch die Grundstoffindustrie sehr 

flexibel – und selbst kurze Zeiträume können das Netz er-

heblich entlasten.37

Ein wichtiges Hemmnis der Laststeuerung liegt darin, dass 

die Flexibilisierung der Produktion teilweise in einem be-

triebswirtschaftlichen Konflikt mit der Prozesseffizienz 

steht. Lastmanagement setzt Überkapazitäten in der 

Produktionskette voraus. Die meisten Industriestandor-

te – insbesondere Verbundstandorte – sind aber hoch-

gradig prozessoptimiert und stellen ihre Produktion nicht 

um, nur weil der Strom (beispielsweise am Wochenende) 

günstiger ist. In der deutschen Chemie etwa ist die Ver-

bundproduktion einer der großen Wettbewerbsvorteile im 

internationalen Vergleich. Mehr Lastmanagement könnte 

die Gesamteffizienz der Produktionsprozesse reduzieren 

und damit zu höheren Kosten führen.

Da das industrielle Lastmanagement trotzdem eine grö-

ßere Rolle für die Stabilität des künftigen Stromsystems 

und die Sektorenkopplung spielen muss, braucht es drin-

gend stärkere Anreize zur Umsetzung latenter Potenziale, 

beispielsweise mit dem Ausbau flexiblerer Stromverteil-

netze, flexiblen Tarifen, der Förderung des Einsatzes von 

Datenmanagementsystemen in der Produktion und in-

dustriellen Elektrospeichern.38

III. Die Industrie wird mit den bestehenden Technolo-

gien ihre Klimaziele nicht erreichen. Damit rücken For-

schung und Entwicklung sowie disruptivere Technologien 

in den Fokus. 

Es existieren viele Ideen und Ansätze sowie erste Pro-

duktionslinien zu potenziell wichtigen Zukunftstech-

nologien einer THG-neutralen Industrie. Sie betreffen 

den Rohstoffeinsatz, die Produktionsprozesse und die 

Produktpalette. Insbesondere in den Branchen Chemie, 

Stahl- und Zementherstellung, die einen Großteil der 

industriellen Emissionen verursachen, werden größere 

technologische Sprünge notwendig sein. Ein Ansatz ist 

37 DLR 2018; Ausfelder et al. 2018
38 Das BMWi fördert im Forschungsprojekt COORETEC neue Formen des Lastmanagements: BMWi 2014
39 Wird u. a. im europäischen Programm ULCOS (Ultra Low CO

2
-Steelmaking) erforscht. In Schweden wird ein erstes Reallabor geplant.

40 CEFIC & Dechema 2017
41 Braunkohle könnte als Rohstoff in der Chemiebranche eine neue Rolle einnehmen.
42 Die International Energy Agency (IEA) prognostiziert bis zum Jahr 2050 eine notwendige globale CCS-Kapazität von bis zu 6 Billionen 
Tonnen CO

2
 jährlich: IEA 2015; 2017

43 BDI 2018
44 Im Jahr 2010 war geplant, das Kraftwerk Jänschwalde durch den Neubau eines CCS-Demonstrationskraftwerkes zu ersetzen. EU-För-
dermittel waren zugesagt und weitere Vorlaufinvestitionen erbracht worden. Einige Länder im Bundesrat waren aber dagegen. Wegen den 
damit verbundenen Unsicherheiten und Kosten verzichtete Vattenfall schließlich 2014 auf das Projekt. Es gibt heute keinen rechtlichen 
Rahmen (mehr) für die CCS-Forschung in Deutschland.

die Produktion von „grünem Stahl“ durch eine Kom-

bination aus der Direktreduktion von Eisenerzen (mit 

Wasserstoff) und dem Elektrolichtbogenverfahren.39 

Der Einsatz von mittels Elektrolyse hergestelltem Was-

serstoff könnte für viele stromintensive Branchen (wie 

die Aluminiumherstellung) bedeutsam sein. Techniken 

für eine Zementherstellung mit weniger Klinker – deren 

Produktion den Großteil der Emissionen verursacht – 

werden getestet. Kürzlich haben CEFIC und Dechema 

für die ölbasierte, organische Chemie eine Umstellung 

auf nachwachsende Rohstoffe modelliert40: Fossile 

Rohstoffe könnten teilweise durch regeneratives Me-

than ersetzt werden. 

Sowohl neue branchenspezifische als auch sektoren-

übergreifende Schlüsseltechnologien werden für die 

THG-Neutralität notwendig sein. Zu letzterem ge-

hören CO2-Abtrennungs- und Verwertungsverfahren 

(Carbon-to-Chemistry41, Carbon Capture and Usage – 

CCU) sowie Carbon Capture and Storage (CCS). Laut 

u. a. der Internationalen Energieagentur (IEA) können 

die globalen Klimaziele nur erreicht werden, wenn CCS 

sowie andere Technologien zur negativen Emission 

zeitnah in großem Umfang erforscht und eingesetzt 

werden.42  

Viele dieser Technologien sind vielversprechend; werfen 

zugleich aber neue Fragen auf. Die meisten Technologien 

befinden sich in sehr frühen Stadien jahrzehntelanger In-

novationszyklen, was hohe Unsicherheiten und Kosten zur 

Folge hat. Der Investitionsbedarf bei technischen Erneue-

rungen ist enorm: Viele bestehende Anlagen könnten zu 

„stranded assets“ werden. Vor allem sind die neuen Ver-

fahren häufig mit einem erheblich höheren Strombedarf 

verbunden. So ist etwa die Produktion von Wasserstoff 

aktuell noch äußerst stromintensiv. In der Stahlherstellung 

würde ein flächendeckender Einsatz von regenerativem 

Wasserstoff fast 200 TWh zusätzlichen Strom erfordern.43 

Andere Technologien, wie bspw. die CCU- und CCS-Ver-

fahren, stoßen auf politischen und gesellschaftlichen Wi-

derstand.44

Da eine THG-neutrale Industriegesellschaft ohne diese 

Technologien aber undenkbar ist, ist es umso wichtiger, 
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dass Politik und Industrie schnellstmöglich eine Gesamt-

strategie für die „Industriewende“ entwickeln. Dringend 

notwendig sind Antworten auf die damit verbundenen 

schwierigen Forschungs-, Planungs-, Investitions- und 

Finanzierungsfragen.

2.3  Integrierte Energie- und Industriepolitik: Stärkere 

Anreize für Innovationen schaffen.

Bisher ging es in der politischen Debatte hinsichtlich der 

THG-Minderungen in der Industrie überwiegend um Ef-

fizienzsteigerungen („efficiency first“). Dieser Ansatz ist 

wichtig, greift aber zu kurz. Um im Jahr 2050 eine größ-

tenteils THG-neutrale industrielle Produktion zu errei-

chen, braucht es eine umfangreiche Innovations- und 

Investitionsoffensive.

Zum einen muss sich die Industrie selbst – Unternehmen, 

Industrieverbände, Sozialpartner und Beschäftigte – stär-

ker für ihre Zukunftsfähigkeit einsetzen. Die Unternehmen 

müssen trotz der immer schneller verlaufenden Innova-

tionszyklen verstärkt in langfristige Technologieentwick-

lungen zur Ressourcenschonung und THG-Minderung 

investieren. Dabei sind stetig verbesserte Produktions-

verfahren sowie neue Produkte zentral: Rohstoffe müs-

sen effizienter genutzt sowie Material- und Stoffkreisläufe 

geschlossen werden. Soziale Innovationen in den Unter-

nehmen, z. B. neue Beteiligungsmöglichkeiten rund um 

den Einsatz ressourcenschonender Maßnahmen können 

zur Transformation beitragen. Eine Ausweitung des be-

triebsinternen Vorschlagswesens, Innovationspreise oder 

Prämien können neben FuE-Abteilungen die unterneh-

merischen Innovationssysteme stärken. Eine Personal-

politik und -planung, die den Beschäftigten Zeit und Mut 

für Ideen geben, sind zentrale Voraussetzungen für Inno-

vationen. Auch betriebliche Aus- und Weiterbildungspro-

gramme, die Innovationen und das Erproben neuer Ideen 

ermöglichen, sind für unternehmerische Innovations- und 

Transformationsprozesse entscheidend. 

Zum anderen muss die Politik mehr Verantwortung über-

nehmen, wenn der Markt keine Anreize für den not-

wendigen Innovations- und Investitionsschub setzt. 

Emissionssparende Produkte sind in ihrer Herstellung 

häufig teurer als konventionelle Alternativen. Der Staat 

muss Rahmenbedingungen schaffen, die die hohen initia-

len Kosten auf mehrere Akteure verteilen und so die neu-

45 Dies gilt insbesondere für kleinere und mittelständische industrielle Unternehmen, deren Innovationsausgaben im internationalen Ver-
gleich gering sind.
46 Vgl. den schwedischen „Handschlag für die Industrie“ (schwed. Industriklivet). Hier tauschen sich die energieintensiven Industrien und 
die Politik seit 2016 in regelmäßigen Abständen zu Dekarbonisierung, Investitionsbedarf und Kostenverteilung aus.
47 Bspw. BesAR, Strompreiskompensation im ETS, Netzentgeltbefreiung nach § 19 StromNEV, Spitzensteuerausgleich, Energie- und 
Stromsteuerbefreiungen.
48 Vgl. die vom Kabinett beschlossene Hightech-Strategie 2025: Bundesregierung 2018 

en Technologien schneller auf den Markt bringen. Diese 

Kosten für Innovationen sind volkswirtschaftlich tragbar, 

lohnen sich aber betriebswirtschaftlich häufig nicht und 

sind für viele Verbraucher inakzeptabel, deshalb unterblei-

ben Innovationen. Neue politische, langfristig angelegte 

Begleitkonzepte und Fördermechanismen zur Marktein-

führung sind notwendig, um die Lücke zwischen dem, 

was volkswirtschaftlich und betriebswirtschaftlich sinnvoll 

ist, zu überbrücken. 

Die Palette an möglichen Unterstützungsmaßnahmen ist 

breit: Eine steuerliche FuE-Förderung würde unterneh-

merische Innovationen unterstützen.45 Nationale Ziele, 

bspw. zum Wasserstoff- oder Speicheraufbau, erhöhen 

die Planungssicherheit für Investitionsentscheidungen. 

Das Modell des EE-Ausschreibungsverfahrens könnte 

auch bei anderen Technologien eine Rolle spielen (The-

se 6). Eine von Stakeholdern besetzte nationale Platt-

form, die sich mit den Auswirkungen der Energiewende 

auf (energieintensive) Produktionsbereiche befasst, könn-

te den Transformationsprozess politisch stabilisieren.46 

Darüber hinaus braucht es – im Gegensatz zu der heute 

dominierenden reaktiven Unterstützung mittels verschie-

dener Ausnahmetatbestände47 – eine aktive deutsche und 

europäische Industriepolitik. Auch mit Blick auf wichtige 

Wettbewerbsregionen wie die USA und China sind für 

zentrale Zukunftsfelder, wie Elektrolyse-, Speicher- und 

Effizienztechnologien, Energie- und Materialkreisläufe 

sowie CCU und CCS, neue industriepolitische Konzepte 

auf hohem finanziellen Niveau erforderlich.48 Finanzielle 

Unterstützung, bspw. durch den europäischen Struktur-

fonds, muss stärker auf Innovationen und Industriepro-

jekte (Reallabore) ausgerichtet werden. Das europäische 

Beihilferecht muss an die wachsenden Herausforderun-

gen der europäischen Industrie angepasst werden. Letzt-

lich müssen die Innovations- und Investitionsvorhaben in 

der Industrie mit anderen politischen Handlungsfeldern 

wie etwa der Bildungs- und Regionalpolitik gekoppelt 

werden (These 5). Neue Finanzierungs- und Lenkungs-

mechanismen (These 6) müssen stärkere Anreize für den 

Einsatz THG-neutraler Technologien in allen Sektoren 

setzen, ohne die Wettbewerbsfähigkeit oder Verteilungs-

gerechtigkeit außer Acht zu lassen. 

Im Moment agiert Deutschland international aus einer 

Position der Stärke, insbesondere bei der Herstellung 
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wissensintensiver Güter.49 Diese Stärke beruht auf einer 

starken Innovationskraft50 sowie auf den weitgehend 

funktionierenden tiefen industriellen Wertschöpfungs-

ketten: Von Rohstoffgewinnung und Vorleistungen bis zur 

Produktion von Investitions- und Konsumgütern. Ener-

gieintensive Industrien als erster Teil dieser Kette sind im 

internationalen Vergleich sehr effizient.

Die Transformation in der Industrie muss auf diesen Stär-

ken aufbauen und darf sie nicht untergraben. Wie oben 

diskutiert, reagieren die Branchen, die sowohl energie- 

als auch außenhandelsintensiv sind, hochsensibel auf 

Energie- und CO2-Preisentwicklungen. Aktiv gestaltende 

Politik muss die Technologieentwicklung schneller voran-

treiben, ohne eine Abwanderung industrieller Wertschöp-

fungsstrukturen (und Emissionen) zu verursachen. Parallel 

zur ambitionierteren Politik für eine THG-arme Industrie 

sind deswegen ambitioniertere Modelle für einen verläss-

lichen, zukunftssicheren Carbon Leakage-Schutz zu ent-

wickeln.

Bei der Modernisierung der Industrie geht es nicht nur 

um die Klimazielerreichung, sondern um die zukünftige 

Wettbewerbsfähigkeit des Industriestandorts Deutsch-

land. Wenn die Umstellung auf CO2-arme Produkte und 

Produktionsverfahren in zentralen Zukunftsfeldern nicht 

schnell genug gelingt, wird Deutschland den Anschluss an 

die industrielle Weltspitze und seinen Ruf als Produktions-

standort für „State-of-the-Art Technologien“ verlieren. 

Wichtige Exportmärkte könnten dadurch verloren gehen. 

Nur wenn Deutschland weiter an der technologischen 

Spitze des globalen „Dekarbonisierungsrennens“ steht, 

kann der Standort weiterhin ein Zentrum für Know-how, 

Innovation und nachhaltige Produktion bleiben. 

49 2017 hat Deutschland so viel exportiert wie noch nie und führte Waren im Wert von über 1,2 Billionen Euro aus: Statistisches Bundes-
amt 2017b
50 Die Technikwissenschaftsakademie Acatech bescheinigt Deutschland den vierten Platz in der internationalen Innovationslandschaft: 
Acatech „Innovationsindikator“. Bei den Patentmeldungen 2017 lag Deutschland auf Platz zwei nach den USA: EPA 2017. Im Jahr 2016 
haben Deutschlands Industrieunternehmen mit insgesamt 62,1 Mrd. Euro einen historischen Höchststand des Investitionsniveaus erreicht: 
Statistisches Bundesamt 2017b. Allerdings liegen die deutschen Gesamtinvestitionen auf einem im OECD-Vergleich niedrigen Niveau.
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33. Der weitere Ausbau erneuerbarer Energien ist notwen-

dig, aber nicht allein ausreichend für den Erfolg der  

Energiewende. Für ein robustes Stromsystem bleiben Netz-

ausbau, Netzstabilität und Versorgungssicherheit zentral. 

51 Andere Länder setzen über einen längeren Zeitraum auf die Kombination von EE, Gas und CCS oder Atomkraft.
52 BDEW 2018b; BMWi 2016
53 Die tatsächliche Erzeugung aus Windenergie an Land 20 %; Wasserkraft 42 %; und Biomasse 76 %: BMWi 2018
54 Diese Schätzungen gehen von einer durchschnittlichen energetischen Ausbeute aus EE-Anlagen von 20 Prozent aus: die installierte 
EE-Erzeugungskapazität muss in 2050 also c.a. fünf Mal größer sein als die jährliche Spitzenlast (82 GW). Mehr Speicherkapazitäten wür-
den den Bedarf an installierter Leistung verringern.
55 IASS & Dynamis 2017. Das Fraunhofer ISE berechnete, dass ca. 200 GW installierte PV-Leistung oder 1000 km2 PV-Module montiert 
werden müssten, was rund 8 Prozent der gesamten Wohngebäudefläche Deutschlands entspräche: Fraunhofer ISE 2018a. Siehe auch 
HTW Berlin 2017
56 Erste Schritte sind schon in Form der „Innovationsausschreibungen“ erfolgt.

Deutschland hat das Ziel, die THG-Neutralität in der 

Stromerzeugung hauptsächlich über erneuerbare Ener-

gien zu erreichen.51 Zunehmend wird deutlich, dass die-

ser Ansatz neue Herausforderungen für das Stromsystem 

hervorruft. Sie lassen sich in drei Aspekte einteilen: 

Quantität: Erhebliche Mengen von EE-Erzeugungs-

kapazitäten müssen in kurzer Zeit installiert werden, 

um 65 Prozent EE-Strom im Jahr 2030 und ein nahezu 

THG-neutrales Stromsystem im Jahr 2050 zu erreichen. 

Ab 2020 fallen die ersten EEG-geförderten Windkraft- 

und Biogasanlagen aus der Förderung. Ein Großteil davon 

ist nicht wettbewerbsfähig bzw. technisch veraltet und 

muss mit neuen Anlagen kompensiert werden.

Qualität: Der wachsende EE-Anteil führt aufgrund der 

Volatilität der EE zu mehr Netzschwankungen und -insta-

bilitäten. Die Systemstabilität in der Schlüsselinfrastruktur 

Strom muss jedoch jederzeit gewährleitstet sein. 

Zuverlässigkeit: Die (saisonale) Versorgungssicherheit 

muss aufrechterhalten werden. Besonders für ein ausge-

prägtes Industrieland wie Deutschland ist Versorgungssi-

cherheit zentral.

3.1  Quantität: Der Netz- und Speicherausbau muss 

parallel zum EE-Ausbau beschleunigt werden.

Anlagen, die erneuerbare Energien zur Stromerzeugung nut-

zen, machen aktuell in Deutschland rund die Hälfte der in-

stallierten Stromerzeugungskapazitäten aus (insgesamt 216 

GW). Wegen ihrer wetterabhängigen Verfügbarkeit erzeugen 

sie nur rund ein Drittel des Bruttostroms (218 von 655 TWh).52 

Die tatsächliche Erzeugung („energetische Ausbeute“) aus 

Wind- und PV-Anlagen liegt zwischen 11 Prozent (PV) und 

38 Prozent (Offshore Wind) jährlicher Volllaststunden der in-

stallierten Leistung.53 Um 65 Prozent des Stromverbrauchs 

im Jahr 2030 aus EE zu decken, müsste die installierte 

EE-Kapazität innerhalb der nächsten 12 Jahre mehr als ver-

doppelt werden, auf rund 250 GW. Für ein THG-neutrales 

Stromsystem im Jahr 2050 müsste die installierte EE-Ka-

pazität bei über 400 GW liegen.54 Mit der fortschreitenden 

Elektrifizierung der Industrie-, Wärme- und Verkehrssekto-

ren wird der Bedarf an EE-Strom noch höher ausfallen. 

Diese Ziele werden nur mit einem erheblich beschleunigten 

EE-Ausbau erreicht – insbesondere bei den Offshore- und 

PV-Anlagen, die unter den EE-Technologien die höchste Ak-

zeptanz in der Bevölkerung genießen.55 Mit heutigem Stand 

der Technik, und so lange der CO2-Preis nicht deutlich steigt, 

sind viele EE-Anlagen am Markt aber nicht wettbewerbsfähig. 

Wegen der wachsenden Menge an Überschussstrom sowie 

der Tatsache, dass EE-Anlagen vorrangig Strom produzieren, 

wenn es bereits eine relative „Sättigung“ am Markt gibt, sinkt 

der Anreiz, neue EE-Anlagen ohne Subvention zu bauen. Es 

sind somit bessere Preisanreize oder eine stärkere Förderung 

der EE-Installation nötig (These 6): Es braucht größere Aus-

schreibungen und ein intelligentes Ausschreibungsdesign56 wie 

z. B. Förderung komplementärer EE-Technologien und Regio-

nalmechanismen, die dem zunehmenden regionalen EE-Un-

gleichgewicht entgegenwirken, sowie kürzere Fristen bis zur 

Umsetzung der Bauvorhaben. Die Kosten für den EE-Ausbau 

sollten weitestgehend verteilungsneutral sein (These 1) sowie – 

auch im Sinne der Sektorenkopplung – von Preissteigerungen 

am Strommarkt entkoppelt werden (These 6). 
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Parallel sind Maßnahmen zur besseren Nutzung des EE-

Stroms notwendig, wenn er nicht sofort benötigt wird 

oder das Netz überlastet ist. Beschleunigter Netzausbau 

und ein Maßnahmenplan für den Ausbau von Speicher- 

und Elektrolysetechnologien57 rücken hier in den Fokus: 

Je seltener EE-Anlagen abgeregelt werden, desto wirt-

schaftlicher und weniger abhängig von Subventionen 

werden sie. Desto geringer werden auch die Kosten für 

Redispatchmaßnahmen. 

3.2  Qualität: Systemstabilität ist eine wachsende Auf-

gabe für Netzbetreiber, Abnehmer und EE-Strom-

erzeuger selbst. 

Steigt der EE-Anteil, steigen auch die Anforderungen an 

die Stromnetze. Das Gleichgewicht von Erzeugung und 

Verbrauch und damit eine Frequenz von 50 Hertz müssen 

jederzeit gewährleistet sein. Zunehmend entsteht aber 

ein Konflikt zwischen den EE und der Gewährleistung der 

Systemstabilität. 

Problematik 1: Überschussstrom und Engpässe

Durch die Zunahme installierter Erzeugungskapazitäten 

häufen sich Leistungsüberschüsse und gefährden die Fre-

quenzhaltung des Stromsystems.58 Regionale Asymmetrien 

im Stromnetz und fehlende Netzinfrastruktur tragen zu 

mehr und intensiveren „Stresssituationen“ bei. Beispiels-

weise führen Überschüsse im Nordosten in Kombination 

mit einer hohen Nachfrage im Südwesten häufig zu Redis-

patchmaßnahmen, zur Leistungsabschaltung in den Über-

schusszonen oder zum Einsatz von Netzreservekraftwerken 

in Mangelzonen.59 Aufwand und Kosten für Systemeingriffe 

wachsen stetig.60 Sollte der Netzausbau nicht deutlich be-

schleunigt werden, wird sich die Situation verschärfen. 

Problematik 2: Schwankungen

Im internationalen Vergleich ist die deutsche Stromversor-

gung sehr zuverlässig: Der Stromausfallindex SAIDI (System 

Average Interruption Duration Index) weist eine durch-

57 Seit 2013 steigen die Investitionen in Speicheranlagen, insbesondere kleine Batteriespeicher. Investitionen in PtG-Anlagen sind aber 
seit 2012 rückläufig: GWS 2018
58 Dies hängt mit dem Einspeisevorrang der EE zusammen sowie mit der Inflexibilität mancher konventionellen Kraftwerke. Die BNetzA 
rechnet damit, dass bis zu 28 GW konventioneller Kraftwerksleistung nicht oder nur eingeschränkt auf Preissignale reagieren: BNetzA 
2017a
59 Ein zunehmender Anteil des EE-erzeugten Stroms kann nicht genutzt werden. Die DENA prognostiziert, dass im Jahr 2050 rund 66 
TWh bzw. 15 Prozent des im Inland produzierten Stroms aus EE-Quellen bei Niedriglast weder im Inland noch im Ausland genutzt werden 
können: DENA 2012a
60 Laut BNetzA lagen im Jahr 2017 die Kosten für Abregelungen, sonstige Redispatchmaßnahmen sowie für die Berufung von Reserve-
kraftwerken bei 1,4 Mrd. Euro: BNetzA 2018
61 Bspw. Wirtschaftswoche 23.04.2018
62 Siehe Ecofys 2018; DENA 2012a. Die Möglichkeit des Zusammenschlusses von mehreren kleinen EE-Erzeugungsanlagen in sog. 
„virtuellen Kraftwerken“ (Pooling) könnte verstärkt zu Regelenergiedienstleistungen beitragen. Auch Speichersysteme, die direkt an die 
EE-Erzeugungsanlagen gekoppelt sind, könnten zur zukünftigen Netzstabilität beitragen: BNetzA 2017a; BMWi 2017
63 Seit 2005 sind keine Investitionen in Pumpspeicherkraftwerke in Deutschland getätigt worden: GWS 2018. Mit einem digitalen Zusam-
menschluss von Pumpspeicherkraftwerken könnten 7 GW Leistung flexibel im Sekundenbereich ein- oder ausgesetzt werden. Um diese 
Speichersysteme zu fördern, sollte die Entnahme von Speicherstrom aus dem Netz nicht als Letztverbrauch gelten: Bspw. sollten Pump-
speicherkraftwerke von Netzentgelten und Umlagen entlastet werden.

schnittliche Ausfalldauer von ca. 13 Minuten jährlich auf. 

SAIDI erfasst aber nur Unterbrechungen von mehr als drei 

Minuten. Doch bereits Ausfälle von Millisekunden können 

für viele (industrielle) Prozesse schädlich sein und für hohe 

Kosten sorgen. Diese Ausfälle werden in Deutschland nicht 

erfasst, die Zunahme dieser Ausfälle wird aber evidenter.61 

Mit Blick auf die inhärente Volatilität und regionale Asym-

metrie des EE-Stroms müssen mehr Akteure mehr Ver-

antwortung für die Gesamtstabilität des Stromnetzes 

übernehmen: Die Betreiber von EE-Anlagen müssen 

verstärkt bei den Systemdienstleistungen eingebunden 

werden und zur Netzstabilität beitragen, z.  B. durch Er-

zeugungsanpassung an die aktuelle Lastsituation.62 Ver-

braucher bzw. Unternehmen müssen als Abnehmer 

zunehmend in Lastmanagement und lokale Speicherka-

pazitäten investieren (These 2 und 6). Insbesondere aber 

sind die Netzbetreiber gefordert, die Netzschwankungen 

auszugleichen und sicherzustellen, dass die geplante so-

wie die vertraglich gesicherte Stromnachfrage trotz vo-

latiler und asymmetrischer Einspeisung jederzeit gedeckt 

ist. Hierfür braucht es ggfs. neue Eingriffsmöglichkeiten, 

bspw. durch die Installation intelligenter Netztechnologien 

sowie eine länderübergreifende Notfall-Koordination. 

Die Politik ihrerseits trägt die Verantwortung, den Netz-

ausbau zu beschleunigen sowie Rahmenbedingungen zu 

schaffen, damit Flexibilität auch bei der sukzessiven Ab-

schaltung von regelbaren (fossilen) Kraftwerken durch neue 

Flexibilitätsmechanismen gewährleistet wird. Schon heu-

te könnten höhere Speicherkapazitäten erreicht werden: 

Günstigere Rahmenbedingungen würden Pumpspeicher-

kraftwerken eine größere Rolle in der Energieversorgung 

ermöglichen.63 Biogasanlagen könnten mehr Regelleistung 

anbieten, z.  B. durch Vorschriften zu Regelfähigkeit und 

Brennstoffbevorratung. Mittelfristig werden neue dezen-

trale Notstromaggregate sowie PtG- und PtL-Anlagen eine 

bedeutende Rolle für die Systemstabilität spielen. Ganz 

grundsätzlich muss Flexibilität ein Produkt am Strommarkt 

werden und damit einen Wert bekommen (These 6).
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3.3  Zuverlässigkeit: Versorgungssicherheit ist eine 

wachsende Aufgabe für Netzbetreiber, konven-

tionelle Kraftwerke, Speicheranbieter und den 

Außenhandel.

Derzeit gibt es im deutschen Stromsystem keine struk-

turelle Versorgungsproblematik.64 Insbesondere der 

europäische Stromhandel wirkt wie ein Puffer – Über-

schussstrom aus einem Land kann bei Versorgungs-

engpässen in anderen Ländern genutzt werden.65 Die 

Weiterentwicklung des europäischen Elektrizitätsbinnen-

markts ist für die erfolgreiche Energiewende unabdingbar. 

Aber: Handel allein schafft keine Versorgungssicherheit. 

Die Volatilität und das Risikoniveau des Stromsystems 

wachsen, wenn die nationalen Kapazitäten zur Deckung 

von Spitzenlasten verringert werden. So könnte es bei einer 

europaweiten „kalten Dunkelflaute“, in der mehrere Län-

der gleichzeitig Erzeugungsdefizite durch Importe decken 

wollen, zu Engpässen kommen. Ein Gutachten des BMWi 

zur Sensitivität der deutschen Stromimporte ergab,66 dass 

das geplante Abschalten von Kohle- und Kernkraftwer-

ken in Europa zu einem verstärkten Versorgungsrisiko des 

deutschen Stromsystems bei Spitzenlast führen könnte. 

Mittelfristig wächst damit das Versorgungsrisiko bei Tages- 

64 Seit 2003 hat Deutschland mehr Strom exportiert als importiert.
65 Laut Beschluss des Europäischen Rates im Jahr 2002 (Barcelona, 15.-16. März) sind zehn Prozent der installierten Leistung eines 
EU-Mitgliedslandes als Verbindungskapazität vorzuhalten; in Deutschland sind es 15 Prozent: Europäischer Rat 2002. Jedoch entsprechen 
heute die Verbundgrade vieler EU-Partner (inkl. Deutschlands) nicht den Ausgleichserfordernissen: Europäische Kommission 2015; 2017
66 PLEF 2018
67 Bislang gab es in der Bundesregierung keine quantitativen Messwerte für Versorgungssicherheit. Folgende Einzelindikatoren kommen 
vor: Installierte Leistung an Stromerzeugungsanlagen, Verteilung der Kraftwerkskapazitäten auf Bundesländer, KWK-Stromerzeugung, 
Zu- und Rückbau konventioneller Erzeugungskapazitäten, Leistung Pumpspeicherkraftwerke, Fahrplan Kernenergieausstieg, SAIDI-Strom, 
Unterbrechungsdauer der Stromversorgung im internationalen Vergleich: BMWi 2015
68 Agora Energiewende 2017a; BUND 2018; Fraunhofer IEE im Auftrag von Greenpeace 2018
69 Beispielsweise gehen die Studien von BUND und Greenpeace davon aus, dass die tatsächliche Leistung aus EE-Anlagen sich innenhalb 
von drei bis fünf Jahren um rund ein Drittel erhöht, von 147 TWh/J bis 205 TWh/J: Fraunhofer IEE & Greenpeace 2018
70 Konventionelle Kraftwerke sind laut ÜNB mit 100 Prozent ihrer installierten Kapazität bei der Berechnung gesicherter Leistung ein-
zurechnen. Dagegen beträgt die Nichtverfügbarkeit für Wind 99 Prozent und für PV 100 Prozent. Es wird angenommen, dass gesicherte 
Leistung im Ausland im Jahr 2023 wie im Jahr 2018 5,4 GW beträgt.

oder saisonalen Schwankungen von Sonneneinstrahlung 

und Wind. 

Der Begriff Versorgungssicherheit ist im Kern eine Frage der 

Sichtweise.67 Mehrere Studien (bspw. im Auftrag von Agora 

Energiewende, BUND und Greenpeace68) sind der Ansicht, 

dass die Versorgungssicherheit trotz der kurzfristigen Ab-

schaltung von bis zu 50 Prozent der deutschen Kohlekraft-

werkskapazitäten (20 GW) und aller Atomkraftwerke bis 

2023 noch gewährleistet ist. Diese Berechnungen basieren 

auf „best case“-Szenarien und gehen von sehr optimisti-

schen Annahmen aus, u. a. der kurzfristigen Erhöhung der 

Leistung aus EE-Anlagen, dem Zubau von Gaskraftwerken, 

einer schnellen Umsetzung von Lastmanagementpoten-

zialen und einer höheren Verfügbarkeit von Strom aus dem 

Ausland.69 Kapazitätslücken von über 9 GW, die mit einer 

kurzfristigen Abschaltung von Kohle- und Kernkraftwer-

ken verbunden sind, können dadurch rechnerisch gedeckt 

werden. 

Eine Berechnung der Leistungsbilanz, die auf den aktuel-

len Daten und Prognosen der Übertragungsnetzbetreiber 

basiert – und damit keine best-case-Annahmen macht – 

wird in Abbildung 4 gezeigt.

Abbildung 4: Leistungsbilanz 2018–202370
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Diese Berechnung zeigt für das Jahr 2023 ein deutliches 

Risiko einer Versorgungslücke bei niedriger EE-Ein-

speisung und Spitzenlast im deutschen Stromsystem, 

selbst wenn nur die bisher bei der Bundesnetzagentur 

gemeldeten konventionellen Kraftwerke abgeschaltet 

werden. Mit den bereits geplanten Abschaltungen kon-

ventioneller Kraftwerkskapazitäten, v. a. dem Kernener-

gieausstieg, wird trotz eines EE-Zubaus die gesicherte 

Leistung in Deutschland im Jahr 2023 nur rund 74,5 GW 

betragen. Mit gesicherten Kapazitäten im Ausland auf 

heutigem Niveau (5,4 GW) wäre die Spitzenlast von 81,7 

GW nicht mehr gedeckt. Selbst ohne zusätzliche Still-

legungen von Kohlekraftwerken entstünde damit eine 

potentielle Versorgungslücke von rund 2 GW innerhalb 

von vier Jahren. 

Sollten mehr konventionelle Kraftwerke als bisher ge-

plant kurzfristig vom Netz gehen (was die Kommission 

„Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ derzeit 

– Stand Januar 2019 – verhandelt), hätte Deutschland 

kurz- und mittelfristig eine ernstzunehmende strukturel-

le Versorgungsproblematik. Würde diese Versorgungs-

lücke nicht schnell geschlossen (bspw. durch Netz- und 

Speicherausbau oder den Zubau von Gaskapazitäten71), 

wäre Deutschland ab Mitte der 20er Jahre bei Spitzen-

last und niedriger EE-Einspeisung von deutlich höhe-

ren Stromimporten abhängig.72 Es befände sich damit, 

ähnlich wie Ungarn und Italien, in einem „strukturellen 

Stromdefizit“ mit dramatisch höherem Risiko eines län-

geren Stromausfalles (bzw. eines worst case-Szenarios). 

Die politische Antwort auf diese Situation ist offen. Kurz-

fristig ist die Versorgungslücke vor allem durch Importe 

oder neue Reservekapazitäten zu decken. Dafür müssten 

Rahmenbedingungen auf oder neben dem Strommarkt 

angepasst werden, damit genügend Reservekapazitäten 

erhalten bleiben (These 6). Ob Strom im Ausland „sicher“ 

und zu jeder Zeit abrufbar ist, ist umstritten, die Lage kann 

sich zudem ändern. Ebenso hängt die Geschwindigkeit, 

mit der neue Gaskraftwerke, Gasmotoren, Speichersys-

teme73, Netze und Lastmanagementsysteme eingesetzt 

werden können, sowohl von den verfügbaren Techno-

logien ab als auch von den politisch-wirtschaftlichen 

71 Ob es Geschäftsmodelle für mehr Strom aus Erdgas geben wird, hängt v. a. von den weiteren Entwicklungen auf den Strom- und 
CO2-Märkten ab.
72 Für die Deckung der wachsenden deutschen Stromimporte würden vor allem Gas- und Steinkohlekraftwerke im Ausland zum Einsatz 
kommen.
73 Die deutsche Gaswirtschaft verfügt über das größte Speichervolumen in der EU. In Deutschland existieren rund 50 unterirdische Erd-
gasspeicheranlagen, die sich für die Speicherung von rund 230 TWh Strom eignen. Die rechnerische Speicherweite des Stromnetzes liegt 
dagegen bei 0,5 TWh.
74 Die verschiedenen Methoden zur Berechnung von gesicherter Leistung sind umstritten: Mit mehr Speicherkapazitäten können EE-An-
lagen mehr zu gesicherter Leistung beitragen.
75 Die Idee wurde im Jahr 2015 geboren, um die europäischen Energie-Akteure näher zusammenzubringen und die Versorgungssicher-
heit europäisch zu organisieren. Eine wirkungsvolle europäische Energiemarkt-Rahmenordnung steht aber noch aus.
76 Agora Energiewende hat das Prinzip „1 GW für 1 GW“ als Basis für die Stromwende vorgeschlagen – für jedes zugebaute EE-GW wird 
ein konventionelles GW abgeschaltet: Agora Energiewende 2017b. Für den Erhalt der Versorgungssicherheit wäre das Prinzip „1 sicheres 
GW für 1 sicheres GW“ besser.

Rahmenbedingungen. Schließlich ist die Frage, inwieweit 

erneuerbare Energien zur gesicherten Leistung beitragen 

können, eine technische sowie auch methodologische 

Frage.74

Zentral bleibt aber: Eine versorgungssichere und lang-

fristig stabile Energiewende kann nicht auf der Basis 

von best case-Szenarien durchgeführt werden. In den 

kommenden Jahren werden konventionelle Kraftwerke 

sukzessiv abgeschaltet (These 4). Gleichzeitig werden 

der Bedarf an gesicherter sowie flexibler Leistung und 

die Spitzenlast eher zu- als abnehmen. Eine zusätzli-

che Abschaltung von Kohlekraftwerken ist technisch 

möglich, würde ohne gleichzeitige kompensatorische 

Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der Versorgungs-

sicherheit das Risikoniveau im Stromsystem jedoch 

erheblich erhöhen. Die Verantwortungsbereiche aller 

Akteure müssen entsprechend ausgeweitet und mitein-

ander verknüpft werden. Vor allem muss die Infrastruk-

tur zur Bereitstellung von gesicherter Leistung genauso 

schnell ausgebaut werden, wie die regelfähigen Kraft-

werke vom Netz gehen. Bis die „Energieunion Europa“75 

vollendet bzw. weiter vorangeschritten ist, ist es haupt-

sächlich eine nationale Aufgabe, die Versorgungssi-

cherheit aufrecht zu halten.76 

3.4 Ziele müssen mit Strategie gekoppelt werden.

Viele Ziele der Energiewende definierte die Politik durch 

Grenzwerte, ohne die Komplexität des Wegs dorthin 

aufzuzeigen. Das führte zu Zielverfehlung, verschärften 

Zielkonflikten und zeigt sich momentan auch in der De-

batte um die Zukunft der Kohleverstromung. 

In den kommenden Jahren müssen die Debatten und 

Maßnahmen zu einem THG-neutralen Stromsystem ver-

stärkt auf die Integration der Erneuerbaren in ein robus-

tes und zuverlässiges Stromsystem zielen. Praktisch heißt 

das: Wird beschlossen, gesicherte Erzeugungskapazitäten 

umfangreich abzuschalten, muss zugleich ein konkreter 

Plan für die Aufrechthaltung gesicherter Leistung vorhan-

den sein – entweder durch neue Kapazitätsmechanismen 

(These 6) oder durch einen konkreten Zubau-Plan für 

Speicher, Netze und ggfs. Gaskraftwerke. 
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Die veränderte Strominfrastruktur muss zudem die wach-

senden Systemanforderungen, die mit der Sektorenkopp-

lung verbunden sind, erfüllen und das Risiko einer Störung 

oder eines Ausfalls stets niedrig halten. Wird dieses Ziel 

nicht verfolgt, sind im deutschen Stromsystem vermehrt 

Stresssituationen und Versorgungslücken zu erwarten. 

Die Kosten werden steigen, die Zielkonflikte zwischen 

Emissionsminderung und Stromstabilität verschärft.
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44. Der Strukturwandel in der Stromwirtschaft ist in vollem 

Gange. Ein politischer Konsens über den künftigen Tech-

nologiemix stärkt Akzeptanz und Planungssicherheit aller 

Akteure.

77 Die von der Bundesregierung berufene Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ beschäftigt sich mit der Frage 
und soll Anfang 2019 Vorschläge liefern.
78 DEBRIV 5. Juli 2018

Die Emissionen der Stromwirtschaft müssen innenhalb 

von wenigen Jahrzehnten auf nahezu Null reduziert wer-

den. Mittelfristig werden die konventionellen Kraftwerke 

vor allem dazu dienen, die verbleibende Last auf einem 

von Erneuerbaren dominierten Strommarkt zu decken. 

Dies müssen sie möglichst CO2-arm tun. 

Eine Strategie zur Emissionsminderung in der Stromwirt-

schaft muss sich drei Fragen stellen: 1) Wann sollten Nul-

lemissionen im Stromsektor erreicht werden? 2) Welche 

Anforderungen stellt eine entwickelte, hochindustriel-

le Gesellschaft an das Gesamtsystem Strom? 3) Welche 

Stilllegungen von fossilen Kraftwerken lässt das System 

wann zu?

Der technologisch und wirtschaftlich bedingten Ausstieg 

aus der fossilen Stromerzeugung hat bereits Fahrt auf-

genommen. Für die Planungs- und Investitionssicherheit 

aller Akteure ist es hilfreich, dass es politisch begleitet 

und ein gesellschaftlicher Konsens über die Entwicklung 

des Strommixes erreicht wird.77 Die konkreten Wege zu 

einem CO2-neutralen Stromsystem müssen aber auf ihre 

Effektivität und Kosteneffizienz sowie auf ihren Einfluss 

auf das Gesamtsystem untersucht und bewertet werden.

4.1 Emissionsminderungspfade: die Alternativen.

Prinzipiell ließe sich die Emissionsreduktion im Strom-

sektor nach vier verschiedenen Modellen organisieren: 

Tagebaupfad, Kraftwerkspfad, Emissionshandelspfad und 

Umrüstungspfad. 

1) Der Tagebaupfad 

Die Genehmigungen für fast alle größeren deutschen 

Braunkohletagebaue laufen spätestens Mitte der 2040er 

Jahre aus (Tabelle 3). Ein Neubau von Kraftwerken ist 

nicht geplant und Neuaufschlüsse von Tagebauen sind 

nicht vorgesehen.78 Die deutsche Braunkohleverstro-

mung wird also spätestens im Jahr 2050 enden. 

Tabelle 3: Braunkohletagebaue in Deutschland

Tagebau Laufzeit Liefert an Kraftwerk 

Jänschwalde 2023 Jänschwalde

Inden 2030 Weisweiler

Profen Ca. 2035 Schkopau

Vereinigtes Schleenhein Ca. 2040 Lippendorf

Welzow-Süd 2042 Schwarze Pumpe, Jänschwalde

Garzweiler II 2045 Neurath, Niederaußem 

Hambach Ca. 2045 Neurath, Niederaußem

Reichwalde 2045 Boxberg

Nochten 2026 / 2050 Boxberg

Quelle: Eigene Darstellung nach DEBRIV 5 Juli 2018; Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 2018; Ministerium für 
Wirtschaft und Energie des Landes Brandenburg 2015 
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Mit einem nationalen Auslaufpfad für Braunkohlekraftwer-

ke analog zur genehmigten Braunkohleförderung würde 

die Braunkohlewirtschaft ihren Beitrag zu den Emissions-

minderungszielen des deutschen Klimaschutzplans bis 

2050 leisten können. Ambitioniertere Klimaziele für den 

Stromsektor insgesamt – oder eine höhere Anreizwirkung 

für THG-einsparende Investitionen in anderen Teilen der 

Gesellschaft – müssten aber mit zusätzlichen Maßnah-

men erreicht werden.79 

Emissionen aus Steinkohlekraftwerken wären mit diesem 

Pfad nicht erfasst. Steinkohlekraftwerke können tech-

nisch bis weit in die 50er Jahre in Betrieb bleiben, da sie 

nicht von heimischen Tagebauen abhängig sind. Damit 

bietet der Tagebaupfad zwar einen Rahmen für die De-

karbonisierung der Braunkohlewirtschaft, ist aber für die 

THG-Minderung im Kohle- oder Stromsektor insgesamt 

nicht ausreichend.

2) Der Kraftwerkspfad 

Ein zweites Modell für die Emissionsreduktion im Strom-

sektor wäre ein Pfad, der zur Abschaltung von Kraftwerken 

entsprechend einer definierten „wirtschaftlich-technolo-

gischen Lebensdauer“ führt.

Nimmt man z. B. an, dass Stein- und Braunkohlekraftwer-

ke nach ca. 47 resp. 50 Betriebsjahren80 technologisch 

bedingt abgeschaltet werden, würden auch ohne weite-

re Maßnahmen durchschnittlich knapp 1 GW installierte 

Braun- und Steinkohleleistung pro Jahr (ab 2020) abge-

schaltet werden (Abbildung 5a). Die vom Klimaschutz-

plan abgeleiteten Emissionsminderungsziele 2030 für die 

Kohlewirtschaft (-61 Prozent Emissionen im Vergleich zu 

1990) könnten nahezu eingehalten werden – für Braun- 

und Steinkohlekraftwerke bestünde im Jahr 2030 noch 

eine Lücke von ca. 15 Mt. CO2 (Abbildung 5b). Angenom-

men, dass die Emissionen aus der Verbrennung von Gas, 

Öl und sonstigen Energieträgern nicht reduziert werden, 

wird das THG-Minderungsziel für die gesamte Stromwirt-

79 BDI prognostiziert in der Studie „Klimapfade für Deutschland“ (2018), dass Emissionen aus dem Stromsektor in Höhe von 1-33 Mt CO
2
 

im Jahr 2050 mit den Klimazielen (-80-95 %) vereinbar sind. Es wird geschätzt, dass für das Reduktionsziel von -95 % bis 2050 die Braun-
kohleverstromung bis Mitte der 30er Jahre eingestellt werden muss; die Steinkohleverstromung zu Beginn 40er Jahre. Ein Kohleausstieg 
Ende der 40er Jahre ist laut der Studie mit dem 80 %-Minderungsziel vereinbar.
80 Vgl. BDI 2018, 248. Vgl. auch DBI Gas- und Umwelttechnik GmbH 2016; Öko-Institut & Fraunhofer ISI 2015, die mit anderen Zeiträu-
men rechnen.
81 Die Berechnungen basieren auf folgenden Annahmen: Der Klimaschutzplan 2050 (Bundesregierung 2016) gibt Emissionsziele für 
die Energiewirtschaft vor: Reduktion um rund 180 Mt. CO

2
 bis  in 2030 oder -61-62 % im Vergleich zu 1990. Wenn (a) die Braun- und 

Steinkohlewirtschaften ihre Emissionen um 61 % reduzieren müssen, dürfen sie 2030 insgesamt rund 125 Mt. CO2 ausstoßen. Für die 
Berechnung des Pfades wird angenommen, dass (b) die spezifischen Emissionen sowie (c) Volllaststunden pro Kraftwerk auf dem Niveau 
von 2016 bleiben. Für die Berechnung der Ziele 2050 wird festgestellt, dass die Stromwirtschaft 1990 82,5 % der Emissionen der Energie-
wirtschaft verursachte, davon 56,3 % Braunkohle und 33,3 % Steinkohle. Angenommen, dass (d) dieser Anteil auch weiter für die Strom-
wirtschaft „zur Verfügung“ steht, und dass die Energiewirtschaft insgesamt im Jahr 2050 maximal 33 Mt. CO2 ausstoßen darf (vgl. BDI 
2018; 80 %-Reduktionspfad), ergibt sich, dass die Stromwirtschaft maximal 27,8 Mt. CO

2
 emittieren darf. Kraftwerke mit einer installierten 

Leistung >100 MW sind in der Berechnung inkludiert.
82 Neben betriebswirtschaftlichen und technologischen Faktoren müssten jedoch auch die Auswirkungen auf regionale Wertschöp-
fungsketten und Beschäftigung sowie die ökologischen oder gesundheitlichen Effekte bei einem Abschaltungspfad berücksichtigt wer-
den. Gleichzeitig ist zu bedenken, dass während der gesamten Transformationsphase die Versorgungssicherheit in allen Bundesländern 
aufrechtzuerhalten ist (These 3).
83 European Emission Trading System (ETS): Erfasst europaweit rund 12.000 Anlagen der Energiewirtschaft und der energieintensiven 
Industrie. Damit werden rund 45 Prozent der europäischen Gesamtemissionen gedeckt: EEA 2016, 2017

schaft jedoch verfehlt, bzw. mit rund 84 Mt. CO2 über-

schritten (Abbildung 5b). Überdies wären die 2050-Ziele 

des Klimaschutzplans nicht erfüllt.81

Braun- und Steinkohlekraftwerke könnten also mit die-

sem Pfad ohne umfangreiche zusätzliche Abschaltungs-

pläne ihren proportionalen Beitrag zur den Sektorzielen 

2030 leisten. Ein Kohleauslaufpfad nahe der technischen 

Lebensdauer der Kraftwerksblöcke wäre damit wirtschaft-

lich relativ wenig disruptiv sowie ökologisch effektiv: Alte 

Anlagen würden früher vom Netz gehen und neuere An-

lagen mit höheren Wirkungsgraden (und weniger Emis-

sionen) länger in Betrieb bleiben.82

Können oder sollen die Emissionen von Gas, Öl und sons-

tigen Energieträgern nicht reduziert werden (vgl. Abbil-

dung 5b), oder soll die Kohle- bzw. Stromwirtschaft einen 

überproportionalen Beitrag zu den Sektor- und Klimazie-

len leisten, müssen weitere Maßnahmen eingesetzt wer-

den. Dies gilt auch für die Minderungsziele bis 2050. 

3) Der Emissionshandelspfad

Das Europäische Emissionshandelssystem (EU-ETS83) ko-

ordiniert den gesamteuropäischen THG-Minderungspro-

zess in der Stromwirtschaft und Industrie. In der aktuellen 

Handelsperiode (2013–2020) liegt für ortsfeste Anlagen 

die jährliche europaweite Emissionsobergrenze bei rund 

1.893 Mt. CO2Äq (2018). Diese Obergrenze wird um einen 

linearen Faktor von 1,74 Prozent pro Jahr verringert, was 

einer jährlichen Reduzierung um durchschnittlich 38,3 Mt. 

CO2 entspricht. In der vierten Handelsperiode (2021 bis 

2030) liegt der Reduktionsfaktor bei 2,2 Prozent. Solange 

die ETS-Sektoren die Zertifikatsmenge nicht überschrei-

ten, werden sie ihr europaweites Klimaziel von 40 Prozent 

Emissionsminderung bis 2030 einhalten. Kein anderer 

Sektor reduziert seine Emissionen schneller: Beispielswei-

se liegt die prognostizierte Emissionsminderung in den 

Wärme- und Verkehrssektoren (die nicht vom ETS-System 

erfasst werden) bis 2030 bei nur rund 30 Prozent. 



Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE26

Abbildung 5: Kohleleistung und Emissionen der deutschen Stromwirtschaft

84 Der Strombörsenpreis hat sich infolge der Zertifikatspreiserhöhung innerhalb eines Jahres um mehr als ein Drittel erhöht, auf über 40 
Euro/MWh. Wie schnell und wie hoch der Strompreis weiter steigt, bleibt aber unklar: bspw. Carbon Tracker 2018
85 Es bleibt unklar, bei welchem Preis ein fuel switch tatsächlich stattfindet. Bei parallel steigenden Gas- und Steinkohlepreisen können 
Braunkohlekraftwerke trotz steigender Zertifikatspreise noch lange wirtschaftlich und damit auf dem Markt bleiben.

Dieser Emissionsminderungsdruck trifft auch die deut-

sche Stromwirtschaft. Mit steigendem Zertifikatspreis – 

über 300 Prozent seit Anfang 2017 – greift das System 

mittlerweile deutlicher in Investitionsentscheidungen 

ein. Wegen der Verknappung der Zertifikate wird er-

wartet, dass der fossile Strompreis entsprechend weiter 

steigt84, was den Wechsel zu CO2-ärmeren Strom-

erzeugungstechnologien vorantreibt.85 Allerdings ist 

die zukünftige Auswirkung des ETS auf einzelne deut-

sche Kraftwerke schwer zu berechnen. Mit dem ETS ist 

die Emissionsminderung innerhalb des europäischen 

Stromsektors nachvollziehbar und marktkonform orga-

nisiert und grundsätzlich auf einem guten Weg. Unklar 

bleibt, in welchen Ländern und Kraftwerken in Europa 

die Emissionsminderung zuerst stattfindet und welche 

nationalen Ziele dadurch erreicht werden. Berechnun-
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gen des Beratungsunternehmens enervis86 zeigen, dass 

das ETS-System erst mit einem relativ hohen Preis (bis 

auf 70 Euro/t CO2) zu einem strukturellem fuel switch 

in der deutschen Merit Order von Braunkohle auf Gas 

führt. Mit einem niedrigeren Preis – bspw. 30 oder 45 

86 enervis energy advisors GmbH, in einem Hintergrundpapier für die Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE. Die Berechnungen basieren 
auf einem europäischen Strommarktmodell. Es wird angenommen, dass 65 Prozent der Stromnachfrage in 2030 durch EE gedeckt wer-
den. Steinkohle- und Gaspreise steigen im Betrachtungszeitraum moderat an.
87 Siehe Joint Statement von CEEP, EFET und Eurelectric 2018
88 EEA – European Energy Agency

Euro/t CO2 – wären die Klimaziele 2030 im deutschen 

Stromsektor also nicht erreicht (Abbildung 6). Die 

europäischen Ziele können also mit dem ETS eingehal-

ten werden; für die Einhaltung nationaler Ziele ist das 

System weder geeignet noch gedacht.

Abbildung 6: CO2-Emissionen der deutschen Stromerzeugung

Obwohl das ETS theoretisch den besten und kosteneffizi-

entesten europäischen Klimaschutz gibt, kann seine tat-

sächliche Effektivität auch kritisch hinterfragt werden. Der 

erhebliche Überschuss von Zertifikaten könnte den Preis 

noch mehrere Jahre relativ niedrig halten. Das Horten von 

Zertifikaten sowie Spekulation machen den Preis volatiler 

und den künftigen Preispfad schwer berechenbar. Grund-

sätzlich ist der Zertifikatspreis von der volkswirtschaftli-

chen Entwicklung abhängig und sinkt mit jeder Rezession 

sowie mit unerwarteten Effizienz-Sprüngen in der Indus-

trie.87 Zudem gibt es keine Garantie, dass die tatsächlichen 

Emissionen dem festgelegten Zertifikatspfad folgen. Das 

sogenannte Mengensystem ETS ist eigentlich ein dreige-

teiltes Preissystem: Um Carbon Leakage zu vermeiden, be-

kommen große Teile der energieintensiven Industrie ihre 

Zertifikate gratis, der Zertifikatspreis liegt momentan bei 

rund 20 Euro/t CO2 und Anlagenbetreiber, die ihre Zertifi-

katsmenge überschreiten, zahlen eine Geldbuße von 100 

Euro/t CO2. Die europäische Umweltagentur88 rechnet 

damit, dass mit den vorhandenen Policy-Maßnahmen die 

Emissionen aus den emissionshandelspflichtigen Anlagen 

die Zertifikatsmengen ab Mitte der 20er Jahre strukturell 

überschreiten werden (Abbildung 7). Setzte sich diese 

Entwicklung – ohne zusätzliche Maßnahmen in den Mit-

gliederstaaten – fort, könnte nicht sichergestellt werden, 

dass die europäischen 2030- und 2050-Klimaziele tat-

sächlich eingehalten werden. 

Zudem werden durch die steigende Volatilität des 

Zertifikatspreises die Preissignale unsicherer, was 

die Planungssicherheit nicht fördert. Investitionen in 

CO2-Vermeidungstechnologien werden häufig nur ge-

tätigt, wenn der CO2-Preis relativ stabil steigt. Schließlich 

ist das ETS ein politisches Konstrukt. Mit steigendem oder 
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sehr volatilem Preis wird sich die deutsche und europäi-

sche Diskussion um kompensatorische Maßnahmen (freie 

Zuteilung von Zertifikaten, langsamerer Reduktionsfaktor, 

Ausnahmeregelungen u. ä.) verschärfen: Die Anträge auf 

89 Vgl. Agora Energiewende 2018

freie Zertifikate steigen schon. Es wurde noch nie getes-

tet, ob das ETS einen längeren Zeitraum mit sehr hohen 

Preisen und struktureller Knappheit von Zertifikaten poli-

tisch überlebt.

Abbildung 7: Zertifikate und prognostizierte Emissionsminderung in ETS-Sektoren 

Im Ergebnis bildet also das ETS-System einen guten Rah-

men für die Treibhausgasminderung in der europäischen 

Stromwirtschaft (und Industrie). Zusätzliche europäische 

oder nationale Maßnahmen könnten aber notwendig 

werden, um ehrgeizigere (nationale) Minderungsziele zu 

erreichen oder sicherzustellen, dass die Planungssicher-

heit bezüglich der Energiekosten gestärkt wird. 

4) Der Umrüstungspfad

In den obigen Modellen sind die Folgen eines beschleu-

nigten EE- und Speicher-Ausbaus sowie von dynami-

scheren Strom- und CO2-Preisentwicklungen und damit 

zusammenhängende Veränderungen der Vollnutzungs-

stunden der Kraftwerke nicht oder nur teilweise inkludiert. 

Diese Faktoren sowie technologische Veränderungen der 

bestehenden Kraftwerke würden die Emissionen aber er-

heblich mindern können und gleichzeitig die verfügbare 

gesicherte Kraftwerksleistung aufrechthalten. 

 • Mit dem fortschreitenden Ausbau der EE, Über-

tragungsnetze und Speicher sinkt der Bedarf an 

Kohlestrom automatisch.89 Würden im Jahr 2030 

tatsächlich 65 Prozent des Stromverbrauchs aus 

EE gedeckt sowie die Ziele des Netzausbau-

plans erreicht, wären die Klimaziele mit relativ 

moderaten zusätzlichen Maßnahmen für einen 

Kohle-zu-Gas-Switch erreicht. Ein Mechanismus 

auf dem Strommarkt zur Vergütung für bereitge-

haltene Kapazitäten oder Flexibilität (neben der 

Leistungsvergütung am Energy Only-Markt, vgl. 

die Sicherheitsbereitschaft) würde die Anreize 

zur Abschaltung von Kohlestromanlagen an son-

nigen und windigen Tagen stärken. Ein höherer 

(und stabiler) CO2- oder Zertifikatspreis würde 

die Merit Order am Strommarkt dauerhaft ändern 

und die Wirtschaftlichkeit der Kohleverstromung 

– insbesondere der ineffizientesten Anlagen – 

verringern. 

 

Diese Mechanismen – EE-, Netz-, und Speicher-

ausbau sowie Veränderungen an den Strom- und 

CO2-Märkten – setzen nicht an den fossilen 

Kraftwerken selbst an, reduzieren aber ihre Be-

triebsstunden und senken ihren CO2-Ausstoß bei 

beibehaltener Versorgungssicherheit. Die er-

wünschte Emissionsreduktion wird damit weniger 

durch eine ordnungspolitische Abschaltungsliste 

erreicht, sondern hängt mehr mit den veränderten 

wirtschaftlichen Anreizmechanismen im Gesamt-

system Strom zusammen. 
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 • Technologische Maßnahmen in bestehenden 

Kraftwerken, z. B. der Einsatz von Anlagen zur 

Vortrocknung von Kohle oder die (Mit-)Verbren-

nung gasförmiger oder fester Biomasse (bspw. 

Pellets90), würden die spezifischen Emissionen 

der Kohlekraftwerke senken. Auch die Umrüstung 

der Braun- und insbesondere Steinkohlekraft-

werke91 auf Erdgas (KWK) und später erneuerbares 

Gas ist eine mittel- bis langfristige Alternative zu 

deren Abschaltung. So wird eine deutlich höhere 

energetische Effizienz erreicht und weniger CO2 

ausgestoßen. Die Umrüstungskosten variieren mit 

Alter und Typus der Anlagen; ob eine Umrüstung 

wirtschaftlich ist, hängt stark vom CO2-Preis sowie 

den Strom- und Gaspreisen ab.

 • Auch der potenzielle Einsatz disruptiver Tech-

nologien in den bestehenden, konventionellen 

Kraftwerken muss für die CO2-Reduktion mitge-

dacht und bewertet werden. Sollten Speicher oder 

(grüne) Gaskraftwerke nicht schnell genug aus-

gebaut werden, um die Leistung fossiler Kraftwerke 

zu kompensieren, können CO2-Abtrennungssys-

teme – die den CO2-Austoß um über 90 Prozent 

verringern können92 – eine wichtige Rolle für die 

THG-Minderung im Stromsektor (national oder 

global) spielen. Neueste Forschungsergebnisse93 

zeigen, wie bestehende thermische Kraftwerke in 

Wärmespeicherkraftwerke umgebaut und durch 

Speicherung und weitere Verstromung von (über-

schüssigem) EE-Strom THG-neutral in Betrieb 

bleiben können. 

Ein solcher „Umrüstungspfad“ könnte die spezifischen 

Emissionen, Volllaststunden und damit die Gesamtemis-

sionen des konventionellen Kraftwerksparks erheblich 

senken. Da die Kraftwerke nicht alle ganz aus dem Netz 

genommen würden, wäre die Versorgungsicherheit nicht 

gefährdet. Gesamtkosten, Effektivität und weitere Folgen 

dieser Maßnahmen (oder deren Kombination) sind noch 

weitgehend unklar, weshalb die Potenziale solcher Lö-

sungen für einen schnellen und zuverlässigen Umbau zu 

einem THG-neutralen Stromsystem unverzüglich erörtert 

werden müssen. 

90 Großbritannien hat seine Emissionen aus dem Stromsektor zwischen 2012 und 2016 halbiert, u. a. durch eine Kombination von mehr 
Erdgaskraftwerken, die Umrüstung von Kohlekraftwerken auf Verbrennung von Pellets und den Ausbau der EE. Siehe auch DENA 2012b
91 Eine Umrüstung von Steinkohle auf Erdgas ist bei vielen Steinkohlekraftwerken technisch möglich. Braunkohle-Blockkraftwerke da-
gegen lassen sich nur schwer auf den Betrieb mit Erdgas umrüsten. Das liegt an ungeeigneten Kesselgeometrien, fehlenden Gasinfrastruk-
turen und Dampfturbinensträngen, die für den Betrieb als GuD-Anlage zu groß sind. Die Vorteile der GuD, wie Flexibilität und schnelle 
Startzeiten, würden verloren gehen. Kleine Braunkohleanlagen jedoch, z. B. viele Industriekraftwerke, wurden vereinzelt umgerüstet. DBI 
Gas- und Umwelttechnik GmbH 2016
92 Bspw. RWE Power 2009
93 Bspw. vom DLR Institut für Solarforschung Jülich

4.2 Den Emissionsminderungspfad aktiv gestalten.

Mit dem Beschluss, bis 2023 aus der Kernenergie auszu-

steigen, hat Deutschland auf insgesamt rund 20 GW ge-

sicherte Leistung verzichtet. Die installierte Kohlekapazität 

liegt bei über 40 GW. Die Herausforderung, als Industrie-

land 60 GW gesicherte Leistung in einem relativ kurzen 

Zeitraum abzuwickeln – ohne zu wissen, welche Techno-

logien als Ersatz eingesetzt werden sollen – ist beispiellos.

Angesichts der großen Unsicherheit für das Gesamtsys-

tem Strom, die mit einer schnellen Abschaltung von kon-

ventionellen Kraftwerken verbunden ist (These 3), muss 

breiter diskutiert werden, mit welchen technologischen, 

wirtschaftlichen und ordnungspolitischen Maßnahmen 

die Klimaziele im Stromsektor erreicht werden können. 

Eine Kodifizierung eines Minderungs- oder Ausstiegspfads 

kann ein Instrument sein, um mehr Transparenz, Pla-

nungssicherheit und Akzeptanz bei der Entwicklung des 

Stromsystems zu schaffen. Das Ziel muss aber sein, die 

Emissionen und nicht die sicheren Erzeugungskapazitäten 

schnellstmöglich und am kosteneffizientesten zu reduzie-

ren. Parallel zum Abschalten muss ein konkreter Zubau-, 

Umrüstungs- und/oder Anschaltplan für THG-neutrale 

gesicherte Leistungskapazitäten entwickelt bzw. umge-

setzt werden. Es braucht dafür eine fundierte Debatte und 

einen Vergleich der gesellschaftlichen Gesamtwirkungen 

bei den verschiedenen Pfaden zur THG-Neutralität in der 

Stromwirtschaft. Ein solcher Vergleich steht noch aus.
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55. Die energetische Transformation hat eine regionale so-

wie europäische Dimension: Aus Strukturförderung muss 

Industriepolitik werden.

94 Statistik der Kohlenwirtschaft e. V. 2017a; Prognos AG 2011; EEFA Forschungsinstitut 2011
95 RWI 2018
96 Statistik der Kohlenwirtschaft e. V. 2017a
97 RWI 2018
98 Die Statistik der Kohlenwirtschaft e. V. (2017a) rechnet mit 2,47 zusätzlichen Arbeitsplätzen für jeden Mitarbeiter in der Braunkohle-
industrie – insgesamt also mit 70.000 direkten, indirekten und induzierten Arbeitsplätzen. Nach Berechnung der Prognos AG (2011) sind 
16.790 respektive 5.535 Arbeitsplätze allein in den ostdeutschen Bundesländern indirekt und induziert von der Braunkohlewirtschaft ab-
hängig – insgesamt 33.500 Arbeitsplätze. Der Zwischenbericht der Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ geht von 
insgesamt 60.000 Arbeitsplätzen aus.
99 Diese Zahlen umfassen nur direkt vorgelagerte Produktionsbereiche oder Beschäftigung durch Konsumausgaben. Die starke Ver-
netzung zwischen Braunkohleindustrie und bspw. Chemieindustrie und damit der direkte Einfluss des Ausstiegs aus der Kohleverstromung  
auf die Wertschöpfungskette der chemischen Industrie werden hierbei nicht beachtet. Es ist zu erwarten, dass die beschäftigungspoliti-
schen Auswirkungen eines Kohleausstiegs auch in den nachgelagerten Industriezweigen stark sein könnten.
100 RWI 2018, 35

In Deutschland, Europa und weltweit stehen viele Regio-

nen unter einem enormen Veränderungsdruck durch das 

Auslaufen der fossilen Stromerzeugung sowie die Trans-

formation des Energieversorgungssystems in anderen 

Sektoren. Diese Prozesse müssen regional- und struktur-

politisch begleitet werden. Richtig gemacht, kann die deut-

sche Strukturpolitik für andere Länder Beispiele liefern, wie 

klimapolitisch bedingter Strukturwandel zu bewältigen ist.

5.1  Regionale Wertschöpfungsketten und  

Arbeitsmärkte sichern.

Die deutschen Stromerzeugungskapazitäten sind regio-

nal sehr unterschiedlich verteilt. Die EE werden vor allem 

im Norden und im Süden des Landes erzeugt. Die Braun-

kohletagebaue und die damit verbundenen Kraftwerke 

bündeln sich in einem „Ost-West-Gürtel“. Im westlichen 

Teil Deutschlands befinden sich überwiegend Steinkohle-

kraftwerke. 

Der Strukturwandel infolge eines Ausstiegs aus der Kohle-

verstromung betrifft insbesondere die Braunkohleregio-

nen: die Lausitz, Mitteldeutschland, Helmstedt und das 

Rheinische Revier. Besonders betroffen ist die Lausitz, die 

überproportional stark von der Braunkohlewirtschaft do-

miniert wird.

Durch die Debatte rund um die Kommission „Wachstum, 

Strukturwandel und Beschäftigung“ im Herbst 2018 ist 

die regionalwirtschaftliche und arbeitsmarktpolitische 

Bedeutung der Braunkohlewirtschaft klarer geworden: 

Die Wertschöpfung der deutschen Braunkohleindustrie 

liegt bei über vier Mrd. Euro jährlich, davon rund 1,5 bis 

zwei Mrd. Euro allein in den ostdeutschen Bundeslän-

dern.94 Von den ca. 20.000 Beschäftigten in den deut-

schen Braunkohle-Tagebauen und -Kraftwerken arbeiten 

8.961 im Rheinland, 2.414 in Mitteldeutschland und 8.278 

in der Lausitz.95 Dazu kommen rund 1.300 Auszubilden-

de96 sowie mindestens 12.000 Stellen, die indirekt oder 

induziert mit der Braunkohlewirtschaft verbunden sind.97 

Insgesamt (und je nach Rechnungsweise) sind 30.000–

70.00098 Arbeitsplätze von der deutschen Braunkohle ab-

hängig.99

In der Lausitz ist auch die qualitative Bedeutung der 

Braunkohlewirtschaft als Arbeitgeber besonders ausge-

prägt. Über zwei Prozent aller sozialversicherungspflichtig 

(SV) Beschäftigten und fast elf Prozent der SV-Beschäftig-

ten im verarbeitenden Gewerbe sind im Kohlesektor tätig 

(zum Vergleich: Der gesamtdeutsche Durchschnitt liegt 

bei 0,06 respektive 0,28 Prozent).100 Eine Auswertung auf 

Landkreisebene zeigt, dass in manchen Landkreisen der 

Lausitz nahezu jeder dritte Arbeitsplatz des verarbeiten-

den Gewerbes bei einem Betrieb der Braunkohlenindus-

trie angesiedelt ist. Zum Vergleich: Im Rheinland hängen 

in den am stärksten betroffenen Landkreisen 20 Prozent 

der Industriearbeitsplätze von der Braunkohlewirtschaft 

ab; in Mitteldeutschland liegt der Wert bei rund sieben 

Prozent (Tabelle 4).
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Tabelle 4: Bedeutung der Braunkohlewirtschaft als regionaler Arbeitgeber

Revier
Landkreise mit 
Braunkohle- 
Standorten101

Erwerbstätige im 
verarbeitenden 
Gewerbe und 
Bergbau 

Beschäftigte in der Braunkohlenindustrie

Anzahl

Anteil der  
Beschäftigten im 
verarbeitenden 
Gewerbe (%)

Anteil der  
regionalen  
Gesamt- 
Beschäftigung (%)

Rheinland
Rhein-Erft-Kreis,  
Rhein-Kreis Neuss

46.500 8.961 19,3 2,5

Mitteldeutschland
Burgenlandkreis,  
Saalekreis,  
LK Leipzig

35.400 2.414 6,8 0,8

Lausitz
LK Görlitz,  
LK Spree-Neiße

26.900 8.278 30,8 5,2

Quelle: Eigene Berechnung und Zusammenstellung nach Statistisches Jahrbuch NRW 2017; Statistisches Jahrbuch Sachsen-Anhalt 2017 und  
Statistisches Jahrbuch Sachsen 2017; Statistisches Jahrbuch Brandenburg 2017. Statistik der Kohlenwirtschaft e. V. 2017a, 2018. Alle Angaben für 2016.

101 Zuordnung der Landkreise nach den Standorten der Braunkohlekraftwerke gemäß der Kraftwerksliste der BNetzA 2017b.
102 Zu den Herausforderungen in der Lausitz gehört auch, dass sie hauptsächlich von Großunternehmen im Kohlebereich geprägt ist; 
die FuE-Ausgaben und der Anteil der Beschäftigten mit akademischem Abschluss sind relativ gering; die Einwohnerzahl ist rückläufig; die 
Lausitz hat eine hohe Arbeitslosenquote (9,4 Prozent) und eine teilweise schwache Infrastruktur: IAB 2018; RWI 2018
103 Bspw. im Ruhrgebiet oder in der ostdeutschen Chemieindustrie („Chemiedreieck“): siehe Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE & 
Project Consult GmbH 2018a; Derlien et al. 1999
104 Die 1,5 Mrd. Euro für Strukturförderung, die die Bundesregierung in der aktuellen Debatte über den Strukturwandel in den Braunkoh-
leregionen aufgerufen hat, sind ein Startschuss. Sie reichen allerdings bei weitem nicht aus, langfristig die wegfallende Wertschöpfung aus 
der Braunkohle zu kompensieren.

Die Arbeitsplätze in der Braunkohleindustrie unterschei-

den sich von denen verwandter Branchen durch höhere 

Gehälter und eine stärkere Tarifbindung (Tabelle 5). 

Tabelle 5: Arbeitnehmerentgelt und Tarifbindung im Braunkohlesektor

Wirtschaftszweig
Bruttojahresgehalt pro Arbeitnehmer 
(Deutschland)

Tarifbindung der Arbeitnehmer  
(%, Deutschland)

Kohlebergbau 58.900 Euro 73

Bergbau und Gewinnung von Steinen 
und Erden

54.000 Euro 62

Verarbeitendes Gewerbe gesamt 50.300 Euro 45

Quelle: Eigene Berechnungen nach Statistisches Bundesamt 2014, 2016 

Ein Wegfall der Kohleverstromung wird also alle Re-

gionen, insbesondere aber die Lausitz102 sozial und 

wirtschaftlich stark belasten. Es ist die Aufgabe der Struk-

turpolitik, die regionalen Wirtschaftsstrukturen und Gute 

Arbeit auch in der Transformation zu sichern und zu ent-

wickeln. 

5.2 Arbeitsorientierte Strukturpolitik 

Zu den klassischen Maßnahmen der Strukturpolitik ge-

hört die Stärkung der „harten“ Standortfaktoren durch 

Förderung von Kommunikations-, Transport- und 

Wohninfrastruktur, sowie der „weichen“ Standortfak-

toren wie das Qualifikationsniveau der Beschäftigten, 

das kulturelle Angebot und regionale Forschungsland-

schaften. Erkenntnisse aus früheren strukturpolitischen 

Prozessen103 zeigen, dass eine Kombination aus Infra-

struktur- und Wirtschaftsförderung einerseits sowie 

einer Netzwerk- und Institutionsentwicklung ander-

seits ein relativ effektives strukturpolitisches Konzept 

sein kann. In der konkreten Umsetzung spielen regio-

nale Akteure aus Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und 

Gesellschaft eine wichtige Rolle, um Leitbilder zu ent-

wickeln, Wirtschaftspotenziale zu identifizieren und 

Modellprojekte zu organisieren. Die Politik hat die Ver-

antwortung, innovative Wirtschaftskonzepte und unter-

stützende Rahmenbedingungen aufzustellen sowie 

regionale Netzwerk- und Dialogprozesse zu unterstüt-

zen. Für eine erfolgreiche Strukturpolitik ist es wichtig, 

dass ausreichend öffentliche Fördermittel104 vorhanden 

sind und die finanziellen und politischen Rahmenbedin-

gungen für Investitionen und Neu- und Re-Industriali-

sierungsprozesse stimmen.
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Letzteres ist mit Blick auf eine moderne Strukturpolitik 

für die deutschen Braunkohleregionen besonders wich-

tig. Zwei übergeordnete Ziele sollen angestrebt werden:  

1) Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit sowie die Arbeits-

plätze in der industriellen Produktion bleiben regional er-

halten, und 2) die regionalen Standortvorteile werden für 

die Entwicklung neuer Wirtschaftszweige genutzt. 

Konkret bedeutet das, dass neue industrielle Wertschöp-

fungsstrukturen im selben Umfang und Takt etabliert wer-

den müssen, wie die Wertschöpfung aus der Braunkohle 

reduziert wird. Häufig werden Regionen erst dann struk-

turpolitisch gefördert, wenn sie ein unterdurchschnittli-

ches Einkommensniveau aufzeigen, bzw. wenn sie schon 

deindustrialisiert sind.105 Die von der Energiewendepolitik 

wirtschaftlich negativ betroffenen Regionen müssen aber 

unterstützt werden, ganz egal, ob sie sonst wirtschafts-

stark oder -schwach sind. 

Das ist der Grund, warum – zusätzlich zu den traditio-

nellen strukturpolitischen Konzepten – über sogenannte 

„Sonderfördergebiete“ in den Braunkohleregionen nach-

zudenken ist.106 Das Konzept der Sonderwirtschaftszone 

ist bekannt: Sonderwirtschaftszonen existieren in etlichen 

Ländern (auch in der EU) und sind durchaus ein erfolgrei-

ches Instrument, um regionale Wertschöpfungsstrukturen 

zu unterstützen und industrielle Investoren anzulocken. 

Sonderwirtschaftszonen gibt es in verschiedenster Va-

rianten, sie sind beihilferechtlich in der EU umstritten, aber 

grundsätzlich im geltenden Recht möglich und durch-

setzbar.107

Mit dem Konzept des Sonderfördergebiets ist eine indus-

trielle und arbeitsorientierte Förderungsstruktur gemeint, 

die neben finanziellen und verwaltungsbezogenen Anrei-

zen für industrielle Unternehmen Arbeitnehmer- und Um-

weltschutz in den Blick nimmt. Mit dem Instrument des 

Sonderfördergebiets könnten Deutschland sowie andere 

Länder, die von einem Ausstieg aus der Kohleverstromung  

und regional konzentriert stark negativ betroffen sind, ge-

zielt neue „Anker-Investoren“ in die Regionen locken.

5.3 Regionale Strukturpolitik: Beispiel Lausitz.108 

Die einzelnen strukturpolitischen Strategien in den betrof-

fenen Regionen werden sehr unterschiedlich und vielfältig 

105 Beispielsweise sind Fördermittel des europäischen Strukturfonds für Regionen möglich, die ein unterdurchschnittliches Einkommens-
niveau aufzeigen.
106 Vgl. Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE & Project Consult GmbH 2018b
107 Z. B. auf Basis von: Artikel 107, Absatz 3, Buchstabe c des AEUV, in Verbindung mit den Randziffern 168, 47, 153 und 167 der VO über 
Regionalbeihilfen; letztere Randziffer enthält den Hinweis auf „... zu erwartende[!] strukturelle Probleme“: Stiftung Arbeit und Umwelt der 
IG BCE & Project Consult GmbH 2018b
108 Auch die rheinischen und mitteldeutschen Reviere stehen vor großen strukturpolitischen Herausforderungen, doch tragen ihre star-
ken Innovationszentren und industriellen Kerne außerhalb der Braunkohlewirtschaft zur sozialen und wirtschaftlichen Stabilisierung bei 
einem Kohleauslaufen bei. Grundlage dafür ist jedoch eine sichere und preisstabile Stromversorgung.
109 Bspw. Investitionen in Wohn-, Verkehrs- und Kommunikationsinfrastruktur, schnelle ICE-Anbindung, 5G-Ausbau, der Ausbau regiona-
ler Daseinsvorsorge, Verlagerung Staatlicher Hochschulen oder Bundebehörden, Etablierung von Forschungsinstituten.

ausfallen. Die Liste möglicher konkreter Projekte ist lang.109 

In der Lausitz mit ihren Standortvorteilen in der Energie-

wirtschaft und einem relativ hohen Fachkräftepoten-

zial sowie großen Freiflächen, scheint eine Strategie für 

die Weiterindustrialisierung im EE- oder Speicherbereich  

(z. B. Wind- und Solarenergie und PtX-Anlagen) sinnvoll. 

Wie Dr. Hans Gerd Prodoehl in einem Gutachten für die 

Stiftung Arbeit und Umwelt der IG BCE (2018) argumen-

tiert, braucht es für die Neuansiedlung von Unternehmen 

vor allem stärkere Begleit- und Koordinationsstrukturen 

sowie neue regionalwirtschaftliche Rahmenbedingungen. 

Neben der Ausarbeitung und Etablierung von Sonderför-

dergebieten basiert eine langfristig angelegte Struktur-

politik insbesondere auf folgenden Rahmenbedingungen:

1.  Einer langfristigen finanziellen Unterstützung 

vom Bund, ggfs. in Form eines Fonds für die Koh-

leregionen. Die Mittel soll sowohl in generelle 

Infrastrukturmaßnahmen als auch in industrielle An-

siedlungskonzepte investiert werden.

2.  Etablierung einer regionalen Koordinationseinheit 

bzw. eines partizipativen Gremiums mit der Verant-

wortung, regionale Akteure zu koordinieren, über 

Mittelvergabe zu beschließen und Verhandlungen 

über die Regulatorik zu führen (z. B. Infrastruktur, 

beschleunigte Genehmigungsverfahren, Ansiedlung 

von Bundesbehörden etc.). Ihre Verantwortung ist 

es auch, ein industrielles und technologisches Ge-

samtkonzept für die Region auszuarbeiten – sprich, 

die Frage zu beantworten, wie neue industrielle Ker-

ne in den Regionen zu stärken sind.

3.  Eine verantwortliche Stelle oder eine(n) Sonderbe-

auftragte(n) für Strukturpolitik auf Bundesebene, mit 

dem Auftrag, Rahmenbedingungen mit Bezug auf 

Förderung und die Schaffung von Sonderförder-

gebieten zu verhandeln, Aktivitäten des Bundes und 

der Länder zu koordinieren, europäische struktur-

politische Prozesse zu begleiten und zeitliche Kon-

sistenz in der Transformation zu gewährleisten.

Für den Transformationsprozess ist zu beachten, dass 

regionale Arbeitskräfte und Know-how zentrale Erfolgs-

faktoren für industrielle Neuansiedlungen sind. Eine koh-
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leausstiegsbedingte Abwanderung von Fachkräften und 

von jungen Menschen muss vermieden werden. Funk-

tionierende Wertschöpfungsketten und neue Beschäfti-

gungsmöglichkeiten müssen im selben Umfang etabliert 

wie alte Strukturen abgewickelt werden. Eine deindustria-

lisierte Region ist nur sehr schwer wieder zu einem Indus-

triestandort zu machen. 

5.4 Europäische Strukturpolitik

Da viele europäische Regionen – z. B. in Polen, Rumänien 

und Griechenland – vor derselben Herausforderung ste-

hen wie die deutschen Braunkohleregionen und teilweise 

noch stärker von der Kohlewirtschaft abhängig sind, wird 

die europäische Strukturpolitik eine wachsende Rolle für 

die sozial erfolgreiche Modernisierung und Dekarbonisie-

rung Europas spielen. 

Anpassungen in der europäischen Struktur- und For-

schungsförderung sind notwendig, um Regionen in der 

Transformation zu unterstützen, auch wenn sie nicht 

überdurchschnittlich arm sind. Ein neuer „Just Energy 

Transition Fund“ im EU-Haushalt – wie von der Regie-

rung Polens vor dem Klimagipfel in Katowitze im Dezem-

ber 2018 vorgeschlagen – könnte zusätzliche finanzielle 

Unterstützung bieten. Das Konzept des Sonderförder-

gebiets könnte für mehrere Kohleregionen ein geeig-

netes Modell sein, um neue Industrien und Investoren 

anzulocken. Länderübergreifende Initiativen, z. B. in der 

Grenzregion Lausitz–Polen–Tschechien, könnten für in-

dustrielle Investoren interessant sein. Kurz: Eine ambitio-

niertere Energiewende und Klimapolitik auf europäische 

Ebene fordern ein Neu- und Umdenken sowie eine Neu-

strukturierung der bestehenden, auf Armutsbekämpfung 

ausgerichteten Förderpalette.

5.5 Struktur- und Industriepolitik ist Langzeitaufgabe.

Ziel der Strukturpolitik ist eine planmäßige und arbeits-

platzneutrale Transformation zu neuen Wirtschafts- und 

Produktionsstrukturen. Eine Kombination von genereller 

Infrastrukturförderung und moderner Struktur- und In-

dustriepolitik muss verstärkt zum Einsatz kommen.

Strukturpolitik schafft neue Optionen, die konkreten Ef-

fekte sind aber offen. Deswegen muss sie langfristig und 

gleichzeitig flexibel angelegt werden. Viele Akteure auf 

verschiedensten Ebenen müssen über Jahrzehnte mit- 

und zusammen wirken. Die einzelnen Maßnahmen sowie 

die Gesamtstrategie müssen kontinuierlich geprüft und 

nachjustiert werden. Hierfür sind langfristige Begleitstruk-

turen und Mechanismen des Monitorings von besonderer 

Bedeutung.

Bei der Umsetzung der Strukturpolitik spielen nicht zuletzt 

soziale Akteure wie Sozialpartner und Gewerkschaften 

eine strategisch bedeutende Rolle: Sie kennen die unter-

nehmerischen Strukturen und haben direkten Zugang zu 

Wirtschaftsakteuren und Beschäftigten, so können sie 

Netzwerke und soziale Begleitprozesse gestalten. Wie in 

der These 2 zur Modernisierung der Industrie erwähnt, 

können soziale Innovationsprozesse auf betrieblicher 

Ebene dabei helfen, Beteiligungsdefizite und „Angstkas-

kaden“ beim Thema Strukturwandel zu beheben. Aktive 

Struktur- und Industriepolitik, die auf der Teilhabe der di-

rekt Betroffenen basiert, bietet die Chance, die Entwick-

lung zur ökologischen Nachhaltigkeit ganz fundamental 

mit der wirtschaftlich und sozial nachhaltigen Entwick-

lung zu verbinden.
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66. Ein neues Steuerungsregime für die Energiewende, ein-

schließlich eines verbindlichen, unabhängigen Monitoring-

systems, ist überfällig.

110 Z. B. gibt es derzeit 26 Gesetze und 33 Verordnungen, die unterschiedlich detailliert Erzeugung, Speicherung, Übertragung, Verteilung 
und Verbrauch von Energie regeln: Bundesrechnungshof 2018
111 Eine gründliche Überprüfung der bestehenden Steuer- und Abgabensysteme aller Sektoren ist von der Bundesregierung im Klima-
schutzplan 2050 vorgesehen.

In ihrer ersten Phase wurde die Energiewende in Deutsch-

land im Wesentlichen durch das EU-ETS und das EEG ge-

steuert. Neben der regressiven Verteilungswirkungen der 

EEG-Umlage (These 1) ist das aktuelle Steuerungsregime 

ökologisch nicht effektiv genug, dazu kosten-ineffizient 

und intransparent. Insbesondere das nationale Regime 

rund um das EEG besteht aus einem Patchwork verschie-

dener, historisch gewachsener und uneinheitlicher, sich 

überschneidender und schwer nachvollziehbarer Regeln, 

Steuern und Märkte.110 Die als Übergangslösung gedach-

te EEG-Umlage ist zu einem komplexen Abgabensystem 

voller Verteilungs- und Abgrenzungsproblematiken ge-

worden. Die Lenkungswirkung mancher Energiesteuern 

ist schwach oder irreführend – z. B. bei der Stromsteuer. 

Wegen der Abgaben, Steuern und Umlagen auf Strom 

bleiben fossile Energieträger in manchen Sektoren – z. B. 

im Wärme- und Verkehrsbereich – die günstigere Alterna-

tive, dies bremst die Sektorenkopplung.111 Das ETS ist erst 

in jüngster Zeit seiner Lenkungsaufgabe nachgekommen 

(These 4). Für die notwendigen technologischen Sprünge 

in der Industrie fehlen finanzielle Unterstützung und An-

reize (These 2).

Langsam rücken radikalere Veränderungen des Regimes 

in dem Blickpunkt. Neue Anreizmechanismen für die 

Energie- und CO2-Märkte, intelligentere öffentliche För-

derung sowie eine ordentliche politische Koordination 

sind für die Transformation und die Innovationsoffensive 

dringend notwendig.

6.1  EE-Förderung und Strommarktdesign: Elektrische 

Kapazität und Flexibilität braucht ihren Preis.

Das Stromsystem ist eine zentrale Schlüsselinfrastruktur 

unserer Gesellschaft; mit der fortschreitenden Sektoren-

kopplung wird es eine noch zentralere Rolle einnehmen. 

Ein funktionierender Strommarkt sorgt dafür, dass die 

Kostenstrukturen der verschiedenen Energieträger abge-

stimmt und das Zusammenspiel aller Akteure organisiert 

wird. Das Design des deutschen Strommarktes basiert auf 

dem EU-Binnenmarkt für Elektrizität. Grundsatzfragen wie 

z. B. was zukünftig national oder europäisch, über den 

Markt oder über staatliche Lenkung zu regeln ist, gehören 

für die nächste Phase der Energiewende verstärkt auf die 

Agenda. 

Eine zentrale Problematik ist, dass das heutige Strom-

marktdesign und das EEG-Umlagesystem nicht den not-

wendigen langfristigen Rahmen bieten, um den Konflikt 

zwischen mehr EE und gleichbleibender Versorgungs-

sicherheit sowie Systemstabilität zu entschärfen (The-

se 3). In der Vergangenheit – als die EE eine geringere 

Rolle im System spielten – wurden die konventionellen 

Kraftwerke am grenzkostenbasierten Strommarkt so-

wohl für „elektrische Arbeit“ als auch für ihre „Leistung“ 

oder Flexibilität (Versorgungssicherheit) entlohnt. Mit 

wachsendem EE-Anteil und dem Einspeisevorrang er-

gibt sich zunehmend eine Trennung zwischen den Be-

reitstellern der elektrischen Arbeit (EE-Erzeuger) und den 

Bereitstellern von gesicherter Leistung sowie Flexibilität 

(konventionelle Kraftwerke oder Speicheranbieter). Der 

grenzkostenbasierte Preisfindungsprozess im Zuge der 

Merit Order und mit immer mehr EE-Anlagen mit Grenz-

kosten von (nahe) Null, führt zu volatileren und (lang-

fristig) zu geringeren Strompreisen an den Börsen. Mit 

Strombörsenpreise gegen Null können weder die fixen 

Kosten der erneuerbaren Energien noch die der fossi-

len Energieträger über die Marktpreise realisiert werden. 

Folglich wachsen die Investitionsrisiken für beide Er-

zeugungstypen. Am Energy Only-Markt wird gesicherte 

Leistung also nicht (mehr) entsprechend ihrer Bedeutung 

für ein versorgungssicheres System vergütet; die Anreize 

zu mehr EE-Installation sind bei einem hohen EE-Markt-

anteil gering. 

Das EEG ist in den letzten Jahren wiederholt novelliert 

worden – etwa durch die Einführung von Ausschreibungs-

systemen für einzelne EE-Technologien wie Photovoltaik 

oder Windenergie. Bei gemeinsamen Ausschreibungen von 
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Photovoltaik und Windkraftanlagen gingen zuletzt alle Los-

größen an die kostengünstigeren Photovoltaik-Angebote. 

Angesichts des Investitionsbedarfs für den Umbau des 

Stromerzeugungsmixes und die Modernisierung der Netz-

infrastruktur sind diese Anpassungen aber nicht ausrei-

chend. Die wachsenden Widersprüchlichkeiten zwischen 

Marktdesign und EE-Förderung sind für ein hochindustrielles 

Land wie Deutschland gefährlich. Die Expansion der Strom-

erzeugung aus Photovoltaik und Windkraftanlagen macht 

einen flexiblen Systembetrieb notwendig, um eine stabile 

Versorgung zu gewährleisten (These 3). Diese Herausforde-

rung wird durch das bisher entwickelte Marktdesign und die 

eindimensionale, ausschließlich auf Preiskomponenten ab-

zielende Ausschreibungspraxis nicht adressiert. 

Jedoch gäbe es viel Potenzial, eine flexible Stromversor-

gung zu sichern: Zunehmend können Batteriespeicher mit 

gasbefeuerten Spitzenlastkraftwerken konkurrieren; viele 

Unternehmen bereiten sich auf nachfrageseitiges Lastma-

nagement vor und könnten noch mehr erbringen, wenn 

diese Leistungen entsprechend bezahlt würden (These 2). 

Auch wenn mittelfristig die Systemflexibilität größtenteils 

durch konventionelle Kraftwerke gesichert wird, müssen 

Netzausbau, Energiespeicherung und Lastmanagement 

zunehmend Eingang ins Marktdesign finden. Da die kli-

mapolitischen Ziele nicht nur den Stromsektor betreffen, 

sondern auch die Sektoren Mobilität und Wärme, sind zu-

dem integrative Elemente am Strommarkt notwendig, die 

die Sektorenkopplung vorantreiben.

Für die nächste Phase der Energiewende und angesichts 

der Technologiekostenentwicklungen sowie dem System-

nutzen der Erzeugungsoptionen sind damit tiefgreifende 

Anpassungen am Strommarkt und des Förderungssystems 

notwendig. Eine Möglichkeit wäre ein erweitertes Aus-

schreibungsdesign – eine „Ausschreibung plus“ –, um meh-

rere Technologien und deren Verknüpfung zu unterstützen 

sowie Aspekte der Flexibilität und des Systemnutzen beim 

EE-Ausbau zu integrieren. Kombinierte Ausschreibungen – 

etwa Ausschreibungen von PV- und Windleistung mit ge-

koppelter Wasserstoffproduktion (=EE-Hybridkraftwerke)112 

– wären ein Pfad, um flexible Stromproduktion zu fördern 

und gleichzeitig die Wirtschaftlichkeit der EE zu erhöhen. 

Auch Kapazität (d. h. gesicherte Leistung, auch aus Koh-

le und/oder Gas) könnte parallel oder in Kombination mit 

EE in Auktionsverfahren ausgeschrieben werden, bzw. die 

staatliche Förderung würde für (Kombinationen von) Ka-

pazität und geleistete Arbeit bezahlt werden.113 Auch eine 

verstärkte Regionalisierung der Ausschreibungen dürfte 

112 Siehe Vorschlag von E-Bridge et al. Dezember 2018
113 Vgl. Vorschlag von Bofinger 2013
114 Kürzlich erhobene Forderungen nach Regionalquoten für Windenergieanlagen On-shore unterstreichen diese Perspektive.
115 Siehe z. B. Vorschlag von Neldner Consult 2012

zielführend sein.114 Ein erweitertes Ausschreibungsverfah-

ren – hin zu technologie- und sektorenübergreifenden 

Ausschreibungen –, bei dem kombiniert wird und bei dem 

der Fokus auch auf Kapazität und Flexibilität liegt, könnte 

helfen, das bisherige einseitige Ausschreibungsmodell an 

die neuen Bedingungen und Systemanforderungen anzu-

passen.

Eine zweite Möglichkeit, Flexibilität im Stromsystem und 

weiteren EE-Ausbau zu gewährleisten, wäre die Einfüh-

rung einer Flexibilitätsvergütung am oder neben dem 

Strommarkt. Beispiele hierfür sind Flexibilitätsprämien, 

Leistungs-Abgaben oder eine gesonderte Vergütung 

von Reservekraftwerken (vgl. die Sicherheitsbereitschaft). 

Möglich wäre auch die Etablierung von „Systemsta-

bilisatoren“, d. h. Kraftwerken, die unmittelbar für die 

Frequenz- und Spannungshaltung und den System-

eigenschutz des Netzes zur Verfügung stehen und da-

für vergütet würden.115 Die Einspeisevergütung – z. B. für 

Biomassekraftwerke – könnte auf die Zeiten gelenkt wer-

den, wenn Wind und Solar nicht erzeugen können und 

ihre gesicherte Leistung gebraucht wird. Es könnten auch 

einzelne Komponenten der Abgaben und Umlagen, z. B. 

die Netzentgelte, hin zu Kapazität und Flexibilität umge-

staltet werden. Solche Flexibilitäts-Komponenten würden 

die Anreize zur Überproduktion von Strom verringern, die 

Flexibilität im System fördern sowie die Wirtschaftlichkeit 

der EE-Anlagen erhöhen.

Ganz grundsätzlich ist die Politik hier gefragt, den Strom-

markt sowie die Fördermechanismen für die nächste 

Phase der Energiewende anzupassen. Sie ist dafür ver-

antwortlich, die richtigen Rahmenbedingungen für die 

Schaffung und Aufrechthaltung eines THG-neutralen, fle-

xiblen und sicheren Stromsystems zu setzen. Ein robustes 

und nachhaltiges Stromsystem ist ein gesellschaftliches 

common good. Für eine gelungene Energiewende und 

Innovationsoffensive in allen Sektoren müssen der EE-

Strom sowie gesicherte und flexible Leistung angemessen 

vergütet werden. Dafür spielt eine zügige Anpassung von 

Strommarkt und Ausschreibungs- bzw. Vergütungssys-

tem eine ganz zentrale Rolle. 

6.2  Das Steuerungs- und Finanzierungsregime muss 

auf klaren Prinzipien beruhen.

Allgemein betrachtet muss der zukünftige Lenkungs- und 

Finanzierungsrahmen für die Energiewende insgesamt auf 

klaren und nachvollziehbaren Prinzipien basieren, um die 

langfristige gesellschaftliche Akzeptanz der Transforma-

tion zu gewährleisten. 
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Zentrale Grundsätze sind:

 • Effektivität und Kosteneffizienz: Die Energiewen-

de muss beschleunigt und in mehreren Sektoren 

kosteneffizient vorangetrieben werden. 

 • Das Verursacherprinzip: Wer weniger für den Klima-

schutz leistet, soll mehr bezahlen. Nachhaltige Tech-

nologien und Aktivitäten sollen begünstigt werden. 

 • Verteilungsgerechtigkeit: Die Kosten der Energie-

wende müssen gerecht verteilt sein. Dies gilt auch 

mit Blick auf Beschäftigungsentwicklung. 

116 Siehe z. B. den Vorschlag der DGB-Gewerkschaften im Jahr 2014: DGB 2014
117 Eine Haushaltsfinanzierung könnte ggfs. ab einem gewissen Niveau Kosten der EEG-Umlage oder Kosten für die Ausnahmerege-
lungen übernehmen. Der BDEW berechnet bspw., dass die Umlage um fast ein Viertel reduziert werden könnte, wenn die BesAR für die 
stromintensive Industrie aus dem Haushalt finanziert würde: BDEW 2017b. Eine Haushaltsfinanzierung für die von nun an gebauten EE-An-
lagen würde die Umlage in 20 Jahren auf null reduzieren.
118 Vgl. z. B. Corsi et al. 2017
119 Bspw. Ausnahmeregelungen, Grenzsteuerausgleich oder ein EU-weit festgelegter Industriestrompreis.
120 Bspw. Rückvergütung an Arbeitnehmer und Bürger nach Schweizer Modell; Unterstützungsmaßnahmen bei der Grundsicherung und 
Wohngeld oder BAföG; Innovations- und Investitionsförderung.

 • Transparenz: Die Kostenverteilung einschließlich 

etwaiger Ausnahmeregelungen muss nachvoll-

ziehbar und transparent sein. 

 • Planungssicherheit und Wettbewerbsfähigkeit: Pla-

nungs- und Investitionssicherheit müssen während 

der gesamten Transformation gewährleistet sein. 

Nationale Preisentwicklungen müssen mit der inter-

nationalen Wettbewerbslage abgestimmt werden. 

In Tabelle 6 werden einige in der Debatte häufig vorkom-

mende Lenkungs- und Finanzierungsmodelle der Energie-

wende auf Basis der oben gelisteten Prinzipien verglichen.

Tabelle 6: Vergleich verschiedener Finanzierungs- und Lenkungsmodelle der Energiewende

Modell Stärken Schwächen

Umlage

Beibehaltene bzw. aus-
geweitete Umlagefinan-
zierung der Stromwende 
und Sektorenkopplung: 
Einführung einer Ener-
giewende-Umlage auch 
in den Sektoren Wärme 
und Verkehr.

•  Anreize zum verstärkten Einsatz 
von ausgewählten THG-Minde-
rungsmaßnahmen in mehreren 
Sektoren.

•  Politisch relativ „stabil“, da die Aus-
gaben für Klimaschutzmaßnahmen 
nicht direkt über den politischen 
Prozess verhandelt werden.

•  Überträgt die Nachteile des jetzigen 
Umlagemechanismus (regressive 
Kostenverteilung, enger technologi-
scher Fokus) auf andere Sektoren.

•  Teuer für die Verbraucher: je mehr 
EE ausgebaut wird, desto teurer wird 
der Strom. Standortproblematisch. 

•  Carbon Leakage-Schutz notwendig.

•  Intransparent, da die Förderung nicht 
im Rahmen des Haushaltes diskutiert 
wird.

Haushalts-
finanzierung

Verschiedene Modelle: 
Direkt aus dem Haushalt, 
über einen „Energiewen-
de-Fonds“116 oder „Ener-
giewende-Soli“. Prinzipiell 
werden die Energie-
wende-Kosten ganz oder 
teilweise aus öffentlichen 
Mitteln gedeckt.117 

Je nach Modell: 

•  Weniger regressive Kostenvertei-
lung als mit Umlage.

•  Mehrere Akteure/Sektoren werden 
in die Finanzierung eingebunden.

•  Weniger nationale Marktverzerrun-
gen wegen des geringeren Bedarfs 
an Ausnahmeregelungen. 

•  Kein Verursacherprinzip: Keine direk-
ten Anreize für Emissions-Reduktion 
oder Maßnahmen zum effizienten 
Umgang mit Strom/Energie. 

• Keine Anreize für Sektorenkopplung.

•  Potentiell technologisch enger Fo-
kus.

CO2-Steuer

Verschiedene Modelle: 
Als Ersatz für alle Ener-
giesteuern und -ab-
gaben oder „On-Top“; 
in manchen oder allen 
Sektoren; Input- oder 
Verbrauchssteuer; na-
tional oder international; 
Minimumsteuersatz oder 
Korridor.118 

Je nach Modell:

•  Verursacherprinzip. 

•  Anreize zu Effizienzmaßnah-
men, da eine Steuer stärker nach 
CO2-Intensität des Energiemix 
differenziert als eine Umlage.

•  Anreize zu Sektorenkopplung 
durch Angleichung und Verein-
fachung der CO2-Preissignale 
verschiedener Sektoren.

•  Politisch festgelegter CO2-Preis 
gibt Investitionssicherheit.

•  Hohe Steuereinnahmen, die oder 
für Transformationsmaßnahmen 
genutzt werden können. 

•  Steigende Strompreise wegen höhe-
ren Stromgestehungskosten sowie 
ggfs. veränderter Merit Order am 
Großhandelsmarkt.

•  Standortproblematisch. Carbon 
Leakage-Schutz für energieintensive 
Industrien notwendig.119

•  Starke Ausgleichs- und Rückver-
gütungsmechanismen an Unter-
nehmen, Arbeitnehmer und Bürger 
wären notwendig, um regressive 
Verteilungswirkung zu vermeiden.120
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Modell Stärken Schwächen

ETS

Ausweitung der EU-ETS 
auf andere Sektoren 
oder mit einem Mindest-
preis für Zertifikate.

•  Ein mengenbasiertes CO2-Han-
delssystem gibt theoretisch den 
kosteneffizientesten Klimaschutz. 

•  Ein Mindestpreis oder -Pfad für 
Zertifikate würde die Planungssi-
cherheit und Lenkungswirkung des 
Systems erhöhen.

•  Internationaliserung des ETS steht 
auf der COP-Agenda; wäre ggfs. 
weniger protektionistisch als z. B. 
CO2-Steuer mit Grenzsteueraus-
gleich.

•  Ohne Mindestpreis wenig Investi-
tionssicherheit bzw. unklare Anreize 
zu CO2-Minderungs- oder Effizienz-
maßnahmen, da die Zertifikatspreise 
sehr volatil bleiben (können).

•  Ausweitung auf non-EHS-Sektoren 
relativ bürokratisch.

• Carbon Leakage-Schutz erforderlich.

Ordnungs-
recht

Abschaltung, Verbote 
bestimmter Technolo-
gien u. ä.

•  Direkt ökologisch effektiv mit 
schneller nationaler Wirkung.

• Verursacherprinzip.

•  Unklare Kosteneffizienz. 

•  Unklare Planungs- und Investitions-
sicherheit für Marktakteure.

• Unklare Verteilungswirkungen.

•  Carbon Leakage-Schutz ggfs. er-
forderlich.

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach verschiedenen Quellen

121 Vgl. Bundesrechnungshof 2018

Eine vertiefte Debatte über ein neues Lenkungs- und Fi-

nanzierungsregime für die nächste Phase der Energiewen-

de ist überfällig. Ein neues Regime muss die Entwicklung 

hin zur Treibhausgasneutralität im Strom-, Wärme- und 

Verkehrssektor sowie in der Industrie intensivieren. Je-

doch muss die Gesamtwirkung der Modelle genau geprüft 

werden – auf THG-Emissionen, Ressourcennutzung, 

Verbraucher und Unternehmen sowie auf ihre langfristi-

ge Anreizwirkung auf Innovations- und Investitionsvor-

haben. Klar ist, dass die Kosten der Transformation nicht 

wie bisher fast ausschließlich auf Stromkunden abgewälzt 

werden können – das widerspricht der Zielsetzung der 

Sektorenkopplung. Schwierige Zielkonflikte, bspw. zwi-

schen dem Verursacherprinzip und der Verteilungsge-

rechtigkeit oder der Wettbewerbsfähigkeit der Industrie 

und schneller nationaler THG-Minderung, müssen mit 

konkreten Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen 

entschärft werden. 

Vor diesem Hintergrund braucht die Energiewende vor 

allem eine ordentliche politische Koordination, bei-

spielsweise eine gesamtverantwortliche Stelle in der 

Bundesregierung oder im Modell einer Bund-Länder-Ko-

ordination.121 Darüber hinaus muss ein verbindliches, 

unabhängiges, technologisches sowie politisches Moni-

toringsystem etabliert werden, um die Maßnahmen zur 

Energiewende regelmäßig zu überprüfen bzw. bei Be-

darf zu justieren. Die Ethikkommission für eine sichere 

Energieversorgung schlug schon 2011 vor, „[…] das Amt 

eines unabhängigen Parlamentarischen Beauftragten für 

die Energiewende beim Deutschen Bundestag einzurich-

ten und ein Nationales Forum Energiewende zu schaffen. 

Fortschritte müssen durch den Parlamentarischen Beauf-

tragten für die Energiewende im Monitoring-Prozess jähr-

lich überprüft werden.“ Dieser Vorschlag ist immer noch 

sehr aktuell.
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77. Das Generationenprojekt Energiewende braucht eine 

stabile politische Flankierung: Beschäftigte und Gewerk-

schaften sind zentrale Akteure für den Erfolg.

122 IASS & Dynamis 2017
123 Hier muss besonders auf die Teilhabegerechtigkeit geachtet werden. Denn oftmals bringen sich wohlhabendere Schichten in den be-
stehenden Beteiligungsformaten ein. Untersuchungen zeigen, dass u. a. folgende Faktoren die Akzeptanz für die Energiewende erhöhen: 
Prozessgerechtigkeit, Maßnahmen zu Engagement, Einbindung, Kommunikation und finanzieller Beteiligung der Bevölkerung. Beispiele 
hierfür sind Bürgerforen und finanzielle Beteiligungskonzepte, die beispielsweise die Akzeptanz des Ausbaus der Windenergie erhöhen: 
vgl. Hoffmann & Wegner 2018

7.1  Eine gerechte Energiewende garantiert langfristige 

Akzeptanz.

Es gibt in der Gesellschaft große Unterstützung für die 

Energiewende als Idee und Ziel. Allerdings sind die kon-

krete Umsetzung und die Maßnahmen umstritten. 

Eine im Jahr 2017 durchgeführte Umfrage zeigt, dass eine 

Mehrheit der Bevölkerung die Energiewende als teuer, 

ungerecht und chaotisch bewertet.122 Um ihre langfristige 

Akzeptanz zu sichern, muss sie effektiver, gerechter und 

kosteneffizienter gestaltet werden (These 1, 5 und 6).

Die vielen kritischen Punkte der Energiewendepolitik, die 

in diesem Papier diskutiert wurden, verdeutlichen, dass die 

Energiewende starke und unterschiedliche Auswirkungen 

auf das Lebensumfeld von Menschen hat. Der Verände-

rungsdruck trifft in großem Ausmaß die industriellen Pro-

duktionsbereiche und deren Beschäftigte, insbesondere 

in der energieintensiven Industrie. Tagtäglich stehen sie 

im intensiven Wettbewerb mit Produktionsstandorten 

weltweit und erleben einen permanenten Veränderungs-

druck. Energie- und Ressourcenfragen sind somit immer 

gleichzeitig Standortfragen. 

Neben der Klimapolitik bewirken andere Entwicklun-

gen wie die fortschreitende Globalisierung, Digitali-

sierung sowie der demografischen Wandel schnelle 

Veränderungen innerhalb der Gesellschaft. Das kann 

zu wachsender Unsicherheit und Ungleichheit in der 

Bevölkerung sowie zu großen Veränderungen auf 

dem Arbeitsmarkt führen. Damit werden Qualifikatio-

nen schneller entwertet und der Anpassungsdruck der 

Arbeitnehmer steigt. Es besteht das Risiko, dass ein und 

dieselbe Bevölkerungsschicht überproportional von den 

negativen Auswirkungen der vielen, gleichzeitig statt-

findenden Transformationsprozesse betroffen ist. Dies 

könnte zur weiteren Spaltung der Gesellschaft und zu 

heftigen politischen Gegenreaktionen führen. Vor allem 

die Energiewende stünde in der Kritik, da sie politisch 

getrieben ist, während Globalisierung und Digitalisie-

rung als technologisch getriebene, weltweite Prozesse 

gelten, die schwer aufzuhalten sind.

Wie dieses Papier mehrmals betonte, müssen die Ener-

giewende- und Klimapolitik eng mit den Wohlstands-

konzepten der Wirtschafts-, Arbeits- und Sozialpolitik 

verzahnt werden, um langfristig erfolgreich bzw. so-

zial akzeptabel zu sein. Teilhabe und Gerechtigkeit 

müssen Kernprinzipien sein, sowohl bei der Problem-

identifikation als auch bei der Lösungserarbeitung und 

-umsetzung.123 Die Energiewende muss in eine soziale 

Modernisierungsstrategie der Gesamtgesellschaft inte-

griert und darf nicht als rein ökologisches Projekt inter-

pretiert und vorangetrieben werden. Konkret müssen 

die verschiedenen Nachhaltigkeitsziele der Bundesre-

gierung zur sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen 

Nachhaltigkeit miteinander verbunden und in Einklang 

gebracht werden. 

7.2  Arbeitnehmer und Gewerkschaften müssen sich 

als Stakeholder in der Nachhaltigkeitstransforma-

tion stärker einbringen.

Beschäftigte der Energiewirtschaft sowie der energie- 

und ressourcenintensiven Industrie stehen über den 

Arbeitsprozess an einer zentralen Schnittstelle zwischen 

Gesellschaft und Natur. Als Vermittlungsinstanz zwischen 

den unmittelbaren finanziellen Perspektiven dieser Be-

schäftigten und den langfristigen Zielen der Politik und 

Gesellschaft spielen Sozialpartner und Gewerkschaften 

eine besondere Rolle. 

Bereits in der Vergangenheit haben sich Gewerkschafts-

vertreter national und international in den Nachhaltig-

keitsdiskurs eingemischt. Ihr Fokus lag häufig auf den 

direkten sozialen und ökonomischen Aspekten der Ent-

wicklung. Die immer deutlicher werdende Erderwärmung 
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und das Pariser Klimaabkommen schufen eine neue Si-

tuation: Heute müssen sich alle Akteure der Gesellschaft 

stärker für den Klimaschutz einsetzen. 

Nur ein breites Akteursspektrum kann die notwendige 

Stabilität für die Klimapolitik bringen. Der Klimawandel ist 

eine der größten gesellschaftlichen Herausforderungen 

unserer Zeit. Ein kontinuierlicher Dialog zwischen Akteu-

ren mit unterschiedlichen Ausgangspunkten kann Ziel-

konflikte besser identifizieren und lösen. Die Klimaziele 

der Bundesregierung können aber nur erreicht werden, 

wenn die ökologischen sowie die sozial- und wirtschafts-

politischen Akteure aus ihren „sicheren Komfort-Zonen“ 

kommen. Ökologische Akteure sollten die sozialen und 

beschäftigungspolitischen Herausforderungen der Ener-

giewende mehr in den Blick nehmen. Gleichzeitig dürfen 

sozial- und wirtschaftspolitische Akteure die Umwelt-

politik nicht ausschließlich auf ihre kurzfristige Beschäf-

tigungs- oder Wirtschaftswirksamkeit reduzieren. Alle 

Akteure müssen sich verstärkt darum kümmern, die Trans-

formation aktiv mitzugestalten und das „wie“ in den Vor-

dergrund zu stellen.

Die (Industrie-)Gewerkschaften in den von der Klimapoli-

tik direkt betroffenen Branchen stehen dabei vor drei zen-

tralen Aufgabenbereichen:

1. Mitgestaltung der Innovationsoffensive: Zusammen 

mit ihren Mitgliedern, den Arbeitnehmern und Arbeit-

nehmervertretern müssen die Gewerkschaften in 

Politik und Wirtschaft verstärkt Akzente setzen und 

Lösungsvorschläge zu der sozial nachhaltigen De-

karbonisierung unserer Gesellschaft (mit-)entwickeln. 

Arbeitnehmer sowie Gewerkschaften sind wichtige 

Innovationstreiber; mit ihrer Gestaltungskraft in den 

Unternehmen und der Politik können sie zur Moder-

nisierung der Wirtschaft beitragen. In den Unterneh-

men, deren betriebliche Investitionsentscheidungen 

die Zukunftsfähigkeit des Standorts Deutschland 

weitgehend und für mehrere Jahrzehnte bestimmen 

werden, könnten Arbeitnehmer und Arbeitnehmer-

vertreter – auch als Betriebs- und Aufsichtsräte – 

stärker mitwirken. 

2. Soziale Sicherung in der sozial-ökologischen Trans-

formation: Soziale Standards während Transfor-

mationen aufrechtzuerhalten und abzusichern, ist 

Kernaufgabe der Gewerkschaft – das gilt auch gerade 

bei der Transformation des Energieversorgungssys-

tems. Regional-, Sozial- und Arbeitspolitik müssen 

eng mit der Klimapolitik verzahnt werden. Das Recht 

auf Gute Arbeit sowie das Recht auf gleichwerti-

ge Lebensverhältnisse und gerechte Chancen- und 

Kostenverteilung enden nicht mit dem Klimawandel. 

Gewerkschaften sind der Garant, dass Sozial- und 

Arbeitspolitik integrierter Teil der Klimapolitik werden 

kann. 

3. Qualifikation für nachhaltige Arbeit: Die Klimapolitik 

fordert schnelle Veränderungen in der Produktion 

und bei den Qualifikationsanforderungen der Be-

schäftigten. Die Kompetenzen und Fähigkeiten der 

Arbeitnehmer müssen erhalten und dauerhaft weiter-

entwickelt werden. Gut ausgebildete Arbeitnehmer – 

mit guten und sicheren Arbeitsverhältnissen – sind die 

Basis für die Entwicklung neuer, nachhaltiger Tech-

nologien und Branchen, die für die gesellschaftliche 

Transformation notwendig sind. Die Energiewende 

muss von einer Weiterbildungsoffensive sowie einer 

Modernisierung der inner- und außerbetrieblichen 

Bildungssysteme flankiert werden. Nur durch gute 

Möglichkeiten für Qualifikation und Weiterbildung 

können Ressourcenschonung, gesellschaftlicher 

Wohlstand und Gute Arbeit für die/den Einzelne(n) in 

Einklang gebracht werden.

***

Die Energiewende geht jetzt in ihre zweite Phase. Viele 

technologische „low hanging fruits“ sind schon geern-

tet worden, doch bei weitem noch nicht alle. Große und 

wichtige technologische sowie wirtschaftliche Sprünge 

stehen noch bevor. 

Mit diesem Thesenpapier wollen wir – die Stiftung Arbeit 

und Umwelt der IG BCE – uns in die Debatte um die He-

rausforderungen und Chancen der Energiewende als Ge-

rechtigkeits- und Modernisierungsstrategie einbringen. 

Wir freuen uns auf die weitere Diskussion! 
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